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Das Wichtigste in Kürze / Summary for Policy Makers 

Ein Nicht-Handeln in der Klimapolitik und seine wirtschaftlichen Konsequenzen für Österreich 

werden in zahlreichen laufenden und abgeschlossenen Forschungsprojekten analysiert. Durch 

die gegenwärtige Coronakrise hat das Thema wieder ganz besondere Brisanz erreicht, da die 

jetzt getroffenen politischen Richtungsvorgaben auch für die Bewältigung der Klimakrise ent-

scheidend sind. 

Dieser Bericht fasst die wesentlichen Erkenntnisse aus dieser Forschung zusammen, stellt sie in 

einen aktuellen Gesamtkontext und geht insbesondere auf folgende Bereiche ein: die Kosten 

unterlassener Klimapolitik im Zuge des wirtschaftlichen Wiederaufbaus nach dem Corona-Lock-

down, die direkten und indirekten gesellschaftlichen Folgekosten von Klimaschäden, die Wir-

kungen von unterlassener Klimapolitik auf den Staatshaushalt, die Inlandswertschöpfung und 

den Finanzsektor sowie die gesellschaftlichen Folgekosten von klimaschädlichen Unterstüt-

zungsmaßnahmen und mangelnder Innovation. Wir fassen diese Erkenntnisse in drei Aussagen 

zusammen. 

Die Folgekosten sind dabei so umfassend wie möglich dargestellt und wo verfügbar auch mo-

netarisiert, um die Kosten und den Nutzen von Klimaschutz und Anpassung besser vergleichen 

zu können. Viele wesentliche Folgen, wie beispielsweise die Auswirkungen des Klimawandels 

auf die Biodiversität oder eine Reihe von gesundheitlichen Folgen, sind derzeit noch nicht quan-

tifizierbar – obwohl von nicht minder großer Bedeutung. Nur der gemeinsame Blick auf die qua-

litativ diskutierten und die bereits auch monetär quantifizierbaren Folgen legt gesamthaft die 

vielfachen Wirkungsdimensionen offen. Diese werden hier analysiert als Folgen eines Nicht-

Handelns in der Klimapolitik oder – aus umgekehrter Perspektive – als die vielfachen Chancen, 

die ein Handeln und eine somit nachhaltige Politik eröffnet.  

Die Folgekosten durch Nicht-Handeln wären enorm – Wie sich die Coranakrise als 

Chance für klimagerechte Innovation nutzen lässt 

Der wirtschaftliche Einbruch infolge des Corona-Lockdowns war stärker als erwartet. Es ist un-

umstritten, dass eine Stimulierung der Nachfrage durch die öffentliche Hand erforderlich ist, ein 

Nicht-Handeln hätte enorme gesellschaftliche Folgekosten. Öffentliche Ausgaben und Investi-

tionen, noch dazu in solcher Höhe, sind jedoch nur dann auch volkwirtschaftlich gerechtfertigt, 

wenn sie zugleich auf zukunftsfähige Strukturen ausgerichtet sind, um eine dauerhaft gesunde 

Wirtschaftsstruktur zu generieren. Bildlich gesprochen: Einem Krisenpatienten kann mit Drogen 

in erhöhter Dosis vielleicht kurzfristig Linderung verschafft werden, dauerhaft geholfen werden 

kann ihm aber nur mit einem Gesundungsprogramm.  

Das Corona-Konjunkturpaket als ein solches Gesundungsprogramm zu nutzen bedeutet, dass 

die Infrastruktur in den Bereichen Mobilität, Gebäude, Energie und industrielle Produktion so 

umgebaut wird, dass sie ein klimarobustes, eine Kreislaufwirtschaft der kurzen Wege dauerhaft 

unterstützendes Wirtschaftssystem ermöglicht. Dies gelingt zum einen direkt durch öffentliche 

Investitionen, zum anderen durch eine Reform des ordnungsrechtlichen Rahmens, der die An-

reize für die Privatwirtschaft und Haushalte ausrichtet. 

Die Covid-19-Krise schafft eine einzigartige Chance, staatliche Politik zugunsten nachhaltig ge-

sunder Strukturen zu setzen, und dies zu geringeren finanziellen, sozialen und politischen Kosten, 

als das wohl je sonst möglich gewesen wäre: Fossile Energie-Preise auf einem Niedrigst-Niveau 

erleichtern den Abbau umweltschädlicher Subventionen, aber auch eine nun frühere Einfüh-

rung der geplanten CO2-Bepreisung. Vorübergehend könnte letztere auch helfen, die durch 

die Corona-Unterstützungsmaßnahmen stark belasteten öffentlichen Budgets zu sanieren.  

Die potenziellen Schäden, die mit einem weiter ansteigenden Klimawandel verbunden sind, 

manifestieren sich zwar langsamer als jene dieser Pandemie, sind aber mittelfristig massiver und 

permanenter. Große Teile der Bevölkerung waren wohl kaum jemals so aufgeschlossen wie 

derzeit dafür, auch dieser potenziell viel stärkeren Klimakrise vorzubeugen. Je länger unser Land 
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zuwartet, dazu beizutragen, auch diese Kurve „flach zu halten“, umso größer wären die Folge-

kosten, insbesondere wäre durch Weiterführung des fossilen Lock-In der Umstieg erst mit Verzö-

gerung umso teurer. 

Abbildung SPM.1 zeigt zum einen den Einbruch in den über alle Sektoren in Europa gemittelten 

Unternehmensbewertungen durch die Coronakrise. Sie zeigt aber vor allem auch, wie sehr die 

fossilen Unternehmen schon seit einer Dekade durch eine deutlich schlechtere Performance 

gekennzeichnet sind. Die (Finanz-)Welt bewegt sich weg von diesen Unternehmen – Österreich 

ist gut beraten, diese Entwicklung nicht zu verpassen. 

 

Abbildung SPM.1: Vergleich der Performance-Entwicklung (total return) des STOXX EURO 600 

sowie des Sektor-Index STOXX EURO 600 Öl & Gas (22 Unternehmen). Werte sind normiert auf 

den Startwert am 30.12.2005 (= 100). Untersuchungszeitraum: 30.12.2005 – 15.5.2020. Daten-

quelle: Refinitiv Datastream. 

Die direkten Kosten durch Nicht-Handeln in der Klimapolitik sind bereits heute be-

trächtlich und werden zukünftig markant ansteigen – Ein Kurswechsel ist gefragter 

denn je 

Das Nicht-Handeln in der Klimapolitik belastet unsere Gesellschaft in Österreich bereits heute 

(2020): Durch fossile Importe entstehen Wertschöpfungsverluste in Höhe von rund 8 Mrd. Euro 

jährlich, umweltschädliche Förderungen kosten das öffentliche Budget rund 4 Mrd. Euro jähr-

lich, für Klimawandelanpassung wird von öffentlicher Seite rund 1 Mrd. Euro jährlich ausgege-

ben, wetter- und klimabedingte Schäden liegen aktuell bei zumindest 2 Mrd. Euro im Jahres-

durchschnitt1. Letztere werden um 2030 im Bereich von zumindest 3 Mrd. bis 6 Mrd. Euro erwar-

tet, um 2050 im Bereich von zumindest rund 6 Mrd. bis 12 Mrd. Euro – jeweils im Jahresschnitt. 

Auch nach verstärkter Anpassung verbleiben unvermeidbare Restschäden. Diese für die Zu-

kunft absehbare weitere Entwicklung der Schäden verdeutlicht vor allem auch, dass heutiges 

klimapolitisches Nicht-Handeln mittel- und langfristig noch deutlich höhere Kosten verursacht, 

als sie sich gegenwärtig bereits abzeichnen. 

Wie signifikant allein die bereits monetär quantifizierten Wirkungsketten (37 aus insgesamt 80 

identifizierten Wirkungsketten im Inland, drei über den Außenhandel wirkende) die wetter- und 

klimawandelbedingten Schäden ansteigen lassen werden, zeigt Abbildung SPM.2 für die Ent-

wicklung im Jahresdurchschnitt bis 2050. 

 
1  Diese und alle weiteren monetären Werte sind in Euro zu Preisen von 2019 angegeben. 
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Abbildung SPM.2: Wetter- und klimawandelbedingte Schäden: bereits quantifizierte Wirkungs-

ketten, Entwicklung bis 2050 

Die Schäden werden in ihrem realen Auftreten eine enorme Variabilität nach Regionen, be-

troffenen Bevölkerungsgruppen und Unternehmen sowie Jahren aufweisen. Die Belastung wird 

für die tatsächlich Betroffenen somit weitaus größer sein, als es Durchschnittswerte widerspie-

geln. 

Das Nicht-Handeln in der Klimapolitik belastet insbesondere auch das öffentliche 

Budget – Konsequente Klimapolitik hilft, den Haushalt in Ordnung zu bringen 

Nicht-Handeln in der Klimapolitik verursacht Mehrausgaben in drei Dimensionen (Abbildung 

SPM.3):  

• Mehrausgaben zur Behebung von klimawandelbedingten Schäden sowie Ausgaben für 

Klimawandelanpassung (inklusive österreichischer Finanzierungsbeiträge auf globaler 

Ebene) 

• Ausgaben im Falle einer Nichterfüllung der österreichischen Ziele in der EU-Klima- und Ener-

giepolitik sowie 

• Kosten von klimaschädlichen Unterstützungsmaßnahmen, v. a. in den Bereichen Energie 

und Verkehr.  

Bereits heute (2020) fallen Ausgaben für Klimawandelanpassung von rund 1 Mrd. Euro jährlich 

an, und diese werden sich bis 2030 auf mehr als 1,5 Mrd. Euro und bis 2050 auf mehr als 2 Mrd. 

Euro pro Jahr erhöhen. Zusätzlich trägt Österreich etwas mehr als 200 Mio. Euro jährlich zur Fi-

nanzierung von Klimaschutz und Anpassung in Entwicklungsländern bei, mit einer potenziellen 

Verdoppelung bis 2030 und Vervierfachung bis 2050. 

Für die Kosten aus einer möglichen Nichterfüllung der EU-Klima- und Energiepolitik liegen derzeit 

Schätzungen in großer Bandbreite vor. Eine engere Quantifizierung ist gegenwärtig, auch vor 

dem Hintergrund der Coronakrise, noch nicht möglich. Jedenfalls wäre mit einer solchen Nicht-

erfüllung zudem ein Reputationsverlust für Österreich verbunden. 

Klimaschädliche Unterstützungsmaßnahmen in den Bereichen Energie und Verkehr belasten 

derzeit das öffentliche Budget mit bis zu 4,4 Mrd. Euro pro Jahr. Ohne Restrukturierung bzw. 

Abschaffung dieser Maßnahmen werden diese Ausgaben jedenfalls nicht abnehmen bzw. mit 

der Wirtschaftsleistung mitwachsen.  

In Summe ergeben sich durch das Nicht-Handeln bereits heute Kosten für das öffentliche 

Budget von einigen Milliarden Euro pro Jahr und diese Kosten dürften sich bis 2050 zumindest 

im Bereich Klimawandelfolgen und Anpassung deutlich erhöhen.  
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Abbildung SPM.3: Budgetwirkungen durch Nicht-Handeln in der Klimapolitik in Österreich 

 

Den Mehrausgaben stehen zudem geringere Einnahmen gegenüber, die sich ergeben durch: 

• eine durch die Folgen des Klimawandels verminderte Wirtschaftsleistung, 

• mangelnde Innovation sowie 

• einen möglichen Wettbewerbsnachteil, wenn Österreich eine klimaschonende Transfor-

mation nicht oder zu spät vollzieht.  

Auch wenn sich die einnahmenseitigen Verluste schwer beziffern lassen, wird deutlich, dass die 

durch Nicht-Handeln in der Klimapolitik entstehende Budgetlücke durch zusätzliche ausgaben- 

oder einnahmenseitige Maßnahmen geschlossen werden müsste. 
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1 Gesamtüberblick / Executive Summary 

Wie sich die Coronakrise als Chance für klimagerechte Innovation nutzen 
lässt 

Der wirtschaftliche Einbruch infolge des Corona-Lockdowns war stärker als erwartet und 
übertrifft jenen der letzten Wirtschaftskrise 2007-2009 deutlich. Die Notwendigkeit einer 
Stimulierung der Nachfrage durch die öffentliche Hand ist unumstritten. Öffentliche Ausgaben 
und Investitionen, insbesondere wenn in aktuell erforderlicher Höhe, sind jedoch nur dann 
auch volkwirtschaftlich gerechtfertigt, wenn sie zugleich auf zukunftsfähige Strukturen aus-
gerichtet sind.   
Die derzeit vorherrschende Bindung (Lock-In) an fossile Technologien und Strukturen kann 
durch Innovationen überwunden werden. Diese können durch preisliche Anreize, Investitionen 
und Forschung gefördert und damit die aus Lock-In und mangelnder Innovation entstehenden 
Kosten reduziert werden.  
Unterlassene Klimapolitik reduziert auch für den Finanzsektor den Anreiz, Klimarisiken 
adäquat zu bepreisen und in Finanzierungs- und Investitionsentscheidungen zu berück-
sichtigen. Dies würde die potenzielle Gefahr von Stranded Assets erhöhen.

  

Die Folgen der Corona-

krise erfordern öffentliche 

Nachfragestimulierung in 

sehr großem Umfang 

Der wirtschaftliche Einbruch infolge des Corona-Lockdowns war stärker 

als zum Zeitpunkt der Verhängung der Maßnahmen erwartet. Der Ein-

bruch in der wirtschaftlichen Aktivität übertrifft jedenfalls jenen der letz-

ten Wirtschaftskrise 2007-2009, aller Wahrscheinlichkeit nach sogar 

deutlich. 

Die erforderliche öffentliche Stimulierung der Nachfrage ist in Wissen-

schaft und politischer Diskussion unumstritten. Sie könnte zudem deut-

lich größer und für eine deutlich längere Zeit erforderlich sein als in Ös-

terreich derzeit budgetiert. [Kapitel 2] 

Investitionen in zukunftsfä-

hige Strukturen lohnen 

sich 

 

Öffentliche Ausgaben und Investitionen in einer Höhe, wie sie im Kon-

text der Corona-Wiederaufbauhilfe diskutiert werden, eignen sich ideal 

und sind nur dann auch volkwirtschaftlich gerechtfertigt, wenn sie zu-

gleich auf zukunftsfähige Strukturen ausgerichtet sind. [Kapitel 2] 

Umbau der Infrastruktur für 

Mobilität, Gebäude, Ener-

gie und industrielle Pro-

duktion  

Das Corona-Konjunkturpaket zu einem solchen Umbau zu nutzen heißt, 

die Infrastruktur in den Bereichen Mobilität, Gebäude, Energie und in-

dustrielle Produktion demgemäß an einer klimarobusten Kreislaufwirt-

schaft der kurzen Wege neu auszurichten. Ermöglicht wird dieser Um-

bau zum einen direkt durch öffentliche Investitionen, zum anderen 

durch eine Reform des ordnungsrechtlichen Rahmens, der die Anreize 

für die Privatwirtschaft und privaten Haushalte entsprechend ausrich-

tet. [Kapitel 2, Kapitel 8, Kapitel 9] 

Innovationschance 

Coronakrise 

 

 

Fossile Energie-Preise auf einem Niedrigst-Niveau erleichtern den Ab-

bau umweltschädlicher Subventionen [Kapitel 8], aber auch eine nun 

frühere Einführung der geplanten CO2-Bepreisung. Vorübergehend 

könnte letztere auch helfen, die stark belasteten Budgets zu sanieren. 

[Kapitel 2]  

Barriere Fossiler Lock-In 

 

Rahmensetzungen, Politik und Investitionen, die in der Vergangenheit 

getätigt wurden, bestimmen die heute verfügbare Infrastruktur. In 

Wechselwirkung mit den dadurch jeweils entstandenen Systemen für 

Energie, Gebäude, Verkehr und industrielle Produktion prägen sie auch 

Verhaltensweisen und eine Kultur, die den Umstieg auf andere – gesell-
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schaftlich längst verfügbare und wesentlich vorteilhaftere – Möglichkei-

ten, unsere Bedürfnisse zu erfüllen, hemmen. Dieser Lock-In impliziert so-

mit signifikante gesellschaftlichen Kosten. [Kapitel 9] 

Innovationen können 

Lock-In überwinden 

 

Die Bindung an fossile Technologien und Strukturen kann durch Innova-

tionen überwunden werden. Diese können durch preisliche Anreize, In-

vestitionen und Forschung gefördert und damit die aus Lock-In und 

mangelnder Innovation entstehenden Kosten reduziert werden. [Kapi-

tel 9] Die Covid-19-Krise schafft eine einzigartige Chance, staatliche 

Politik zugunsten nachhaltig gesunder Strukturen zu setzen – zu geringe-

ren finanziellen, sozialen und politischen Kosten, als dies vor der Krise 

möglich gewesen wäre. [Kapitel 2] 

Anreiz zur Bepreisung von 

Klimarisiken durch den Fi-

nanzsektor stark von der 

Klimapolitik abhängig 

Klimarelevante Risiken stellen auch den Finanzsektor vor beträchtliche 

Herausforderungen, gilt es doch, diese Risiken adäquat zu erfassen und 

in Finanzierungs- wie Investitionsentscheidungen entsprechend zu be-

rücksichtigen. Der Klimawandel bzw. der politische Umgang mit diesem 

erfordert in vielen Fällen eine Neubewertung von Investitionen, insbe-

sondere solchen in emissionsintensiven Sektoren. Das damit verbun-

dene potenzielle Risiko von „Stranded Assets“ (überraschende Abwer-

tungen von Vermögenspositionen) ist stark von der Klimapolitik abhän-

gig. Verbindliche und konsistente politische Vorgaben in Richtung einer 

raschen Dekarbonisierung des Wirtschaftssystems (etwa durch eine 

langfristige Verpflichtung zur Kohlenstoffpreisgestaltung) ermöglichen 

es dem Finanzsektor, den notwendigen Ausstieg aus fossilen Brennstof-

fen zu erkennen und so Klimarisiken in Finanzierungs- und Investitions-

entscheidungen entsprechend zu berücksichtigen. Eine zunehmende 

Anzahl von Marktakteuren hat aus diesem Grund begonnen, sich von 

Investments in Industrien mit hohem Verbrauch an fossilen Brennstoffen 

zu trennen („Divestment“) und ihre Kapitalflüsse in nachhaltige Investi-

tionen zu transferieren. Zögerliche oder unklare Signale der Klimapolitik 

können indes die Gefahr von Stranded Assets und davon ausgehenden 

systemischen Risiken im Finanzsektor deutlich erhöhen. [Kapitel 10] 

Starke Interdependenzen 

an den Finanzmärkten 

führen zu Zweitrundenef-

fekten 

Der Gefahr einer Kohlenstoffblase (Carbon Bubble) infolge von Stran-

ded Assets sind private wie auch institutionelle Investoren ausgesetzt. 

Für letztere gilt es zu beachten, dass nicht nur ein direktes Investment in 

kohlenstoffintensive Sektoren das Risiko substantieller Portfolioverluste 

erhöht, sondern es durch die starken Interdependenzen an den Finanz-

märkten und insbesondere am sogenannten Interbankenmarkt auch 

zu Zweitrundeneffekten dergestalt kommt, dass Finanzinstitutionen, die 

selbst nur ein geringes Exposure gegenüber Unternehmen z. B. der Öl- 

und Gasindustrie aufweisen, durch Kredit- und Einlagenbeziehungen zu 

anderen Marktakteuren Verluste infolge schlagend werdender Stran-

ded Assets erleiden. [Kapitel 10]  

Abbildung ES.1 zeigt zum einen den Einbruch in den über alle Sektoren 

in Europa gemittelten Unternehmensbewertungen in der Coronakrise. 

Sie zeigt aber vor allem auch, wie sehr die fossilen Unternehmen schon 

seit einer Dekade durch eine deutlich schlechtere Performance ge-

kennzeichnet sind. Österreich ist gut beraten, diese Entwicklung nicht 

zu verpassen. 
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Abbildung ES.1: Vergleich der Performance-Entwicklung (total return) des STOXX EURO 600 so-

wie des Sektor-Index STOXX EURO 600 Öl & Gas (22 Unternehmen). Werte sind normiert auf 

den Startwert am 30.12.2005 (= 100). Untersuchungszeitraum: 30.12.2005 – 15.5.2020. Daten-

quelle: Refinitiv Datastream. 

 

Schäden und Verluste durch Nicht-Handeln in der Klimapolitik 

Das Nicht-Handeln in der Klimapolitik belastet unsere Gesellschaft in Österreich bereits heute 
(2020): Durch fossile Importe entstehen Wertschöpfungsverluste in Höhe von rund 8 Mrd. Euro 
jährlich, umweltschädliche Förderungen belasten das öffentliche Budget mit rund 4 Mrd. Euro 
jährlich, Klimawandelanpassung kostet die öffentlichen Budgets rund 1 Mrd. Euro jährlich, 
wetter- und klimawandelbedingte Schäden liegen bei zumindest 2 Mrd. Euro im Jahres-
durchschnitt2. Letztere werden um 2030 im Bereich von zumindest 3 Mrd. bis 6 Mrd. Euro 
erwartet, um 2050 im Bereich von zumindest rund 6 Mrd. bis 12 Mrd. Euro – jeweils jährlich im 
Schnitt. Auch nach verstärkter Anpassung verbleiben unvermeidbare Restschäden. Informa-
tionen zum Grad der Abdeckung und methodische Hintergründe werden in den jeweiligen 
Kapiteln angesprochen.  
Die Schäden werden in ihrem realen Auftreten eine enorme Variabilität nach Regionen, be-
troffenen Menschen und Unternehmen sowie Jahren aufweisen. Die Belastung wird für die 
tatsächlich Betroffenen somit weitaus größer sein, als es Durchschnittswerte widerspiegeln.  
Die für die Zukunft absehbare weitere Entwicklung der Schäden verdeutlicht vor allem auch, 
dass heutiges klimapolitisches Nicht-Handeln mittel- und langfristig noch deutlich höhere 
Kosten verursacht, als sie sich gegenwärtig bereits abzeichnen.   
Aus globaler Perspektive gilt zudem, dass Österreich als ein hoch entwickeltes Land durch 
seine aktuellen jährlichen Emissionen weltweit höhere Klimawandelschäden verursacht als die 
entsprechenden Schäden im Inland betragen. 

  

Bereits heute hohe Kosten 

des Nicht-Handelns in der 

Klimapolitik 

Vergangenes Nicht-Handeln in der Klimapolitik belastet unsere Gesell-

schaft bereits heute (2020) mit hohen Kosten: 

 
2  Dieser und alle weiteren monetären Werte sind in Euro-Preisen von 2019 angeführt. 
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• Wertschöpfungsverluste durch fossile Importe belaufen sich auf 

jährlich rund € 8,2 Mrd. [Kapitel 8].  

• Umwelt- und klimaschädliche Unterstützungen kosten das öf-

fentliche Budget im Jahresschnitt € 3,9 bis 4,4 Mrd. [Kapitel 8].  

• Klimawandelanpassungsrelevante Kosten umfassen in den öf-

fentlichen Budgets im Jahresschnitt rund € 1 Mrd. [Kapitel 5].  

• Wetter- und klimawandelbedingte Schäden belaufen sich im 

Jahresschnitt auf zumindest € 2 Mrd. [Kapitel 3]. 

 

Anstieg der wetter- und 

klimawandelbedingten 

Schäden 

Die wetter- und klimawandelbedingten Schäden, die aus Ereignissen 

in Österreich erwachsen, werden von derzeit (2020) zumindest € 2 Mrd. 

im Jahresdurchschnitt ansteigen, und bis 2030 im Bereich von zumindest 

€ 2,5 Mrd. bis 5,2 Mrd. erwartet, bis 2050 im Bereich von zumindest € 4,3 

Mrd. bis 10,8 Mrd. im jährlichen Durchschnitt. Dies folgt aus Quantifizie-

rungen von 37 Klimafolgenwirkungsketten, für die bereits Modellbewer-

tungen vorliegen. Weitere 43 Wirkungsketten wurden dabei zwar iden-

tifiziert, konnten aber noch nicht quantitativ abgeschätzt werden. Als 

besonders zunehmendes Risiko wurden aus letzteren – bisher noch 

nicht quantifizierten Wirkungsketten – in der jüngsten Vergangenheit 

insbesondere die steigende Gefahr von Waldbränden und Gesund-

heitsfolgen unterschiedlichster Natur identifiziert [Kapitel 3].  

Über den österreichischen 

Außenhandel übertrage-

ne Klimafolgen aus dem 

Ausland 

Wichtige Handelspartner Österreichs, vor allem außerhalb der Europäi-

schen Union, sind deutlich stärker vom Klimawandel betroffen als Öster-

reich. Dies betrifft sowohl Zuliefer- als auch Absatzmärkte Österreichs. 

Unter Berücksichtigung nur dreier relevanter Klimawandelfolgen (An-

stieg des Meeresspiegels, Veränderung der Arbeitsproduktivität durch 

Hitze und Auswirkungen auf landwirtschaftliche Produktion) in diesen 

Ländern verursachen grenzüberschreitende Klimawandelfolgen – also 

jene Folgen, die aus dem Ausland auf die österreichische Wirtschaft 

übertragen werden – bei einer globalen Erwärmung von 2 Grad bis zum 

Ende des Jahrhunderts für Österreich um das Jahr 2050 Schäden in 

Höhe von € 1,5 Mrd. jährlich. Bei einer globalen Erwärmung von 4 Grad 

bis zum Ende des Jahrhunderts und schlechterer sozioökonomischer 

Entwicklung steigen die Kosten durch grenzüberschreitende Klimawan-

delfolgen auf € 1,9 Mrd. [Kapitel 4]. 

Wie signifikant allein die bereits monetär quantifizierten Wirkungsketten 

(37 aus insgesamt 80 identifizierten Wirkungsketten im Inland, drei aus 

dem Ausland) die wetter- und klimabedingten Schäden ansteigen las-

sen werden, zeigt Abbildung ES.2 für die Entwicklung im Jahresschnitt 

bis 2050. 
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Abbildung ES.2: Wetter- und klimawandelbedingte Schäden: bereits quantifizierte Wirkungs-

ketten, Entwicklung bis 2050 
  

Anpassungsmaßnahmen 

können den Umfang der 

Schäden verringern, aber 

Residualschäden verblei-

ben  

Werden adäquate Klimawandelanpassungsmaßnahmen gesetzt, re-

duzieren sich die Schäden durch den Klimawandel. Zusätzlich können 

positive Effekte für die Volkswirtschaft entstehen. Durch ein Paket von 

Anpassungsmaßnahmen in den Bereichen Landwirtschaft, Forstwirt-

schaft, Schutz vor Naturgefahren und Katastrophenmanagement so-

wie Verkehrsinfrastruktur reduzieren sich die volkswirtschaftlichen Scha-

denskosten gemessen in Wohlfahrtseinheiten um 30%. Zusätzlich entste-

hen positive Impulse für die Beschäftigung. Es ist davon auszugehen, 

dass adäquate Anpassung in anderen Bereichen ebenfalls zu positiven 

volkswirtschaftlichen Effekten führt. Dennoch verbleibt in den meisten 

Fällen ein Residualschaden, d. h. die negativen volkswirtschaftlichen 

Auswirkungen des Klimawandels können nur teilweise durch Anpas-

sung abgefangen werden. Die anpassungsrelevanten öffentlichen 

Ausgaben von derzeit (2020) rund € 1 Mrd. jährlich werden sich bis 2030 

auf mehr als € 1,5 Mrd. pro Jahr und bis 2050 auf mehr als € 2 Mrd. pro 

Jahr erhöhen. [Kapitel 5] 

Variabilität erhöht Scha-

denswirkung für die Be-

troffenen 

In ihrem realen Auftreten werden wetter- und klimabedingte Schäden 

eine enorme Variabilität nach Regionen, betroffenen Menschen und 

Unternehmen sowie Jahren aufweisen. Die Belastung wird für die tat-

sächlich Betroffenen somit weitaus größer sein, als es Durchschnitts-

werte widerspiegeln. 

Weltweite Folgen der 

Emissionen Österreichs 
Österreichs aktuelle Treibhausgasemissionen liegen auf einem global 

deutlich überdurchschnittlichen Niveau (z. B. in einer Pro-Kopf-Betrach-

tung), insbesondere wenn sie konsumbasiert bilanziert werden, also die 

Emissionen dem letztlichen Endverbraucher angerechnet werden. In-

ternationale Vergleichsstudien zeigen zudem, dass die zukünftigen Kli-

mawandelfolgen für Österreich in etwa im europäischen Durchschnitt 

liegen und dass die zukünftigen Schäden in anderen Weltregionen, 

v. a. in Afrika, Südostasien und Südamerika, deutlich höher erwartet 

werden. Somit gilt für ein Land wie Österreich, dass die durch seine jähr-

lichen Emissionen auf aktuellem Niveau weltweit verursachten Klima-

wandelschäden höher als die jährlichen Schäden im Inland sind. Dies 

macht die Wichtigkeit konsequenten Handelns statt Nicht-Handelns 

auch in Österreich als notwendigen Beitrag zum weltweiten Klima-

schutz deutlich. [Kapitel 3, Kapitel 6] 
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Die Budget-Wirkungen von Nicht-Handeln in der Klimapolitik 

Nicht-Handeln in der Klimapolitik belastet das öffentliche Budget ausgaben- und 
einnahmenseitig. Die Folgen des Klimawandels führen zu volkswirtschaftlichen Schäden und 
somit zu verminderten Steuereinnahmen. Letztere lassen sich für 2050 mit 720 Mio. Euro pro 
Jahr beziffern. Auch ein fossiler Lock-In ist mit möglichen Wettbewerbsnachteilen für die 
österreichische Wirtschaft verbunden, was das Budget ebenfalls einnahmenseitig belastet. Auf 
der Ausgabenseite wirkt sich Nicht-Handeln in zumindest drei Dimensionen aus: Mehr-
ausgaben zur Behebung von klimawandelbedingten Schäden, Ausgaben für Klima-
wandelanpassung und Kosten von klimaschädlichen Unterstützungsmaßnahmen.  
Bereits heute (2020) fallen anpassungsrelevante Ausgaben von rund 1 Mrd. Euro jährlich an 
und diese Kosten werden sich bis 2030 auf mehr als 1,5 Mrd. Euro pro Jahr und bis 2050 auf 
mehr als 2 Mrd. Euro pro Jahr erhöhen. Zusätzlich belasten klimaschädliche Unter-
stützungsmaßnahmen in den Bereichen Energie und Verkehr das öffentliche Budget mit bis 
zu 4,4 Mrd. Euro pro Jahr.  
Neben den im Inland wirkenden Ausgaben hat sich Österreich dazu verpflichtet, 
Entwicklungsländer in ihren Klimaschutz- und Anpassungsprojekten finanziell zu unterstützen. 
Diese Kosten der internationalen Klimafinanzierung belasten das Budget derzeit mit rund 220 
Mio. Euro pro Jahr und dürften sich bis 2030 verdoppeln und bis 2050 vervierfachen. Für die 
Kosten aus einer möglichen Nichterfüllung der EU-Klima- und Energiepolitik liegen derzeit 
Schätzungen in großer Bandbreite vor. Jedenfalls wäre mit einer solchen Nichterfüllung zudem 
ein Reputationsverlust verbunden. Um das Budget gegenüber all diesen Belastungen 
auszugleichen, müssen somit entweder andere Ausgaben gekürzt oder zusätzliche 
Einnahmen lukriert werden. 

  

Verminderte Einnahmen Die Steuereinnahmen vermindern sich durch die Folgen des Klimawan-

dels, bei gleichzeitig zunehmenden Ausgaben zur Behebung von Schä-

den [Kapitel 3, Kapitel 5]. Auch fossiler Lock-In und vertane Chancen 

einer klimafreundlichen Transformation reduzieren die Wirtschaftsleis-

tung und somit die Steuerbasis [Kapitel 8, Kapitel 9]. 

Anpassungsrelevante 

Ausgaben 
Die Ausgaben des Bundes für Klimawandelanpassung betragen bereits 

heute rund € 1 Mrd. jährlich (in den Bereichen Land- und Forstwirtschaft, 

Wasserwirtschaft, Umwelt, Schutz vor Naturgefahren und Katastrophen-

management). Diese Ausgaben werden sich auf Grund des fortschrei-

tenden Klimawandels bei einer mittleren Erwärmung bis Mitte des Jahr-

hunderts mehr als verdoppeln. Bei stärkerer Erwärmung bzw. in einzel-

nen Jahren kann die Belastung deutlich höher sein. Insbesondere kli-

mawandelbedingte Extremereignisse wie Überflutungen und Dürren 

führen zu erheblichen budgetären Belastungen in einzelnen Jahren. 

Durch die erwartete Zunahme von Schäden durch Extremwetterereig-

nisse bis 2050 kann sowohl der Österreichische Katastrophenfonds als 

auch der Europäische Solidaritätsfonds an seine finanziellen Grenzen 

stoßen. [Kapitel 5] 

Internationale Klimafinan-

zierung 
Die Folgen eines globalen Nicht-Handelns im Klimaschutz sind in Ent-

wicklungsländern, insbesondere in Afrika, Südostasien und Südamerika, 

deutlich höher als in Österreich. Österreich hat sich daher dazu be-

kannt, seinen Beitrag zur internationalen Finanzierung von Klimaschutz 

und Anpassung in Entwicklungsländern (sog. Internationale Klimafinan-

zierung) zu leisten. Österreichs Ausgaben für internationale Klimafinan-

zierung betragen jährlich rund € 260 Mio. (Durchschnitt 2017/18). Ob-

wohl sich die erfassten Ausgaben gegenüber 2013/14 beinahe verdop-

pelt haben, ist der (Pro-Kopf-) Beitrag Österreichs, verglichen mit ande-

ren Industriestaaten wie Deutschland, Japan oder den skandinavi-

schen Ländern, bislang deutlich geringer. Zusätzlich besteht global 

eine große Finanzierungslücke, weshalb mit deutlichen Zunahmen bei 
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den Ausgaben für internationale Klimafinanzierung zu rechnen ist: Eine 

Verdopplung der österreichischen Beiträge zur internationalen Klimafi-

nanzierung bis 2030 und eine Vervierfachung bis 2050 erscheinen plau-

sibel. [Kapitel 6] 

Nichterfüllung der Ziele 

der EU-Klima- und Ener-

giepolitik  

Die Kosten aus einer Nichterreichung der EU-Klimaziele werden be-

stimmt durch die Möglichkeiten von flexiblen Mechanismen zur Errei-

chung der Ziele im legislativen Sinn. Zudem besteht als Risiko einer Ziel-

verfehlung ein möglicher Reputationsverlust (Naming and Shaming). 

Ähnliches gilt für die Europäische Energiepolitik (Ausbau Erneuerbare 

und Energieeffizienz). [Kapitel 7] 

Umweltschädliche Unter-

stützungsmaßnahmen 
Umweltschädliche Unterstützungsmaßnahmen werden in Österreich 

breit und umfangreich gewährt, insbesondere in den Bereichen Ener-

gie und Verkehr. Allein im Verkehrsbereich werden in Österreich in die-

sem Sinne kontraproduktive Unterstützungen im Ausmaß von mehr als € 

15 Mrd. pro Jahr gewährt. Im engeren Sinne direkt budgetwirksam wer-

den aus Regulierungen in den Bereichen Verkehr und Energie bis zu € 

4,4 Mrd. pro Jahr (d. h. geringere Einnahmen oder höhere Ausgaben 

der öffentlichen Hand). Ein wesentlicher Teil dieser Regulierungen ist 

hierbei durch Österreich selbst reformierbar. [Kapitel 8] 

Überblick: Kosten des 

Nicht-Handelns 
Zum Überblick fasst Abbildung ES.3 die Kostenbereiche nochmals zu-

sammen, in denen sich ein Nicht-Handeln für Österreich widerspiegelt. 

  

  

 

Abbildung ES.3: Kostenbereiche klimapolitischen Nicht-Handelns für Österreich 
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2 Folgekosten durch klimapolitisches Nicht-Handeln in 

der Coronakrise 

Folgekosten bei nachfragepolitischem Nicht-Handeln 

Der wirtschaftliche Einbruch infolge des Corona-Lockdowns war stärker als erwartet und 
übertrifft jenen der letzten Wirtschaftskrise 2007-2009 deutlich. Die erforderliche öffentliche 
Stimulierung der Nachfrage ist unumstritten. Wirtschaftspolitisches Nicht-Handeln von 
öffentlicher Seite hingegen wäre fatal für den Arbeitsmarkt und das soziale Gleichgewicht und 
würde daher sowohl eine ausgeglichene weitere gesellschaftliche als auch klimagerechte 
Entwicklung gefährden. 

  

Starker Rückgang der 

wirtschaftlichen Aktivität 

als Folge des Corona-

Lockdowns 

Der wirtschaftliche Einbruch infolge des Corona-Lockdowns war stärker 

als zum Zeitpunkt der Verhängung der Maßnahmen erwartet. Die – ak-

tuell weiterhin unsicheren – Szenarien für die absehbare BIP-Entwicklung 

sehen – je nach Dauer der stark verringerten Nachfrage – Rückgänge 

für das Gesamtjahr 2020 im Bereich von 5,25 bis 7,5% [1]. Der Einbruch 

in der wirtschaftlichen Aktivität übertrifft damit jedenfalls jenen der letz-

ten Wirtschaftskrise 2007-09, aller Wahrscheinlichkeit nach sogar deut-

lich.  

Öffentliche Nachfragesti-

mulierung als Gebot der 

Stunde 

Die erforderliche öffentliche Stimulierung der Nachfrage ist nicht nur in 

der politischen Diskussion, sondern auch in der Wissenschaft und in der 

wirtschaftspolitischen Beratung [2, 3] unumstritten. Sie könnte zudem 

deutlich größer ausfallen müssen und für eine deutlich längere Zeit er-

forderlich sein als in Österreich derzeit budgetiert.  

Wirtschaftspolitisches Nicht-Handeln von öffentlicher Seite hingegen 

würde die Unsicherheit am Arbeitsmarkt weiter verstärken und damit 

das soziale Gleichgewicht sowie eine gedeihliche gesellschaftliche 

und gleichzeitig klimagerechte Entwicklung signifikant gefährden.  

   

Folgekosten durch klimapolitisches Nicht-Handeln als Teil der Nachfra-
gesimulation 

Öffentliche Ausgaben und Investitionen, insbesondere in einer Höhe, wie sie im Kontext der 
Coronakrise diskutiert werden, eignen sich ideal und sind nur dann auch volkwirtschaftlich 
gerechtfertigt, wenn sie zugleich auf zukunftsfähige Strukturen ausgerichtet sind. Es gilt die 
Infrastruktur in den Bereichen Mobilität, Gebäude, Energie und industrielle Produktion so 
umzubauen, dass sie ein klimarobustes, eine Kreislaufwirtschaft der kurzen Wege dauerhaft 
unterstützendes Wirtschaftssystem ermöglicht. 
Erreicht wird dieser Umbau zum einen direkt durch öffentliche Investitionen, zum anderen 
durch eine Reform des ordnungsrechtlichen Rahmens, der die Anreize für die Privatwirtschaft 
und privaten Haushalte ausrichtet.  
Die Covid-19-Krise schafft eine einzigartige Chance für solch einen Umbau in klimagerechter 
Weise. Die Schäden, die mit einem weiter ansteigenden Klimawandel verbunden sind, 
manifestieren sich zwar langsamer als jene dieser Pandemie, sind aber massiver und per-
manenter. Auch die Bevölkerung war wohl kaum jemals so aufgeschlossen wie derzeit dafür, 
auch dieser potenziell viel stärkeren Krise vorzubeugen. Je länger unser Land zuwartet, dazu 
beizutragen, auch diese Kurve „flach zu halten“, umso größer wären die Folgekosten, 
insbesondere wäre durch Weiterführung des fossilen Lock-In der Umstieg erst mit 
Verzögerung umso teurer. 
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Investitionen lohnen sich 

in zukunftsfähige Struk-

turen 

Öffentliche Ausgaben und Investitionen, in einer Höhe wie sie im Kon-

text der Corona-Wiederaufbauhilfe diskutiert werden, eignen sich ideal 

und sind nur dann auch volkwirtschaftlich gerechtfertigt, wenn sie zu-

gleich auf zukunftsfähige Strukturen ausgerichtet sind.  

Umbau der Infrastruktur für 

Mobilität, Gebäude, Ener-

gie und industrielle Pro-

duktion 

Das Corona-Konjunkturpaket zu einem solchen Umbau zu nutzen heißt, 

die Infrastruktur in den Bereichen Mobilität, Gebäude, Energie und 

industrielle Produktion umzubauen [4]. Zum einen erfolgt dies direkt 

durch öffentliche Investitionen, zum anderen durch eine Reform des 

ordnungsrechtlichen Rahmens, der die Anreize für die Privatwirtschaft 

und privaten Haushalte ausrichtet. 

Innovationschance 

Coronakrise für eine 

klimagerechte Ent-

wicklung 

Die Covid-19-Krise schafft eine einzigartige Chance, staatliche Politik 

zugunsten nachhaltig gesunder und klimagerechter Strukturen zu 

setzen, zu geringeren finanziellen, sozialen und politischen Kosten, als 

das sonst wohl je möglich gewesen wäre. Fossile Energie-Preise auf 

einem Niedrigst-Niveau erleichtern den Abbau umweltschädlicher 

Subventionen wie auch eine nun frühere Einführung der geplanten 

CO2-Bepreisung. Vorübergehend könnte letztere auch helfen, die stark 

belasteten Budgets zu sanieren [3]. Gerade das Betreben, die (bisher) 

fossil-basierte Wirtschaft aus dem Stillstand wieder zurückzuholen, bietet 

die Chance diese durch Investitionen in eine klimafreundliche 

Infrastruktur neu auszurichten, und damit deutlich den Arbeitsmarkt zu 

beleben. Niedrige Zinssätze machen es zumindest aktuell zudem billig.  

Die Bereitschaft zum Um-

bau zu krisenfesteren 

Strukturen ist hoch  

Covid-19 hat uns gelehrt, dass unser Wirtschaftssystem und 

Wohlergehen auf letztlich sehr tönernen Füssen stehen. Katastrophen, 

über die wir lange Bescheid wussten und die wir lange ignoriert haben, 

können plötzlich hereinbrechen und eine zuvor empfundene Stabilität 

erschüttern. Die Schäden, die mit einem weiter ansteigenden 

Klimawandel verbunden sind, manifestieren sich zwar langsamer als 

jene dieser Pandemie, sind aber massiver und viel länger anhaltend 

(vgl. Kapitel 2 bis 6). Schritte, dem nun politisch vorzubeugen trafen 

wohl noch kaum jemals auf eine dafür so aufgeschlossene Bevölkerung 

wie derzeit. Dies gilt für Österreich, wo die Klimakrise als größere Gefahr 

als die Corona-Pandemie (aber auch als die Flüchtlingskrise) gesehen 

wird [5], aber auch weltweit [6]. 
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3 Folgekosten durch klimawandelbedingte Schäden und 

Verluste in Österreich 

Monetär bezifferbare Klimawandelfolgekosten 

Wetter- und klimabedingte Ereignisse in Österreich führen aktuell (2020) zu wirtschaftlichen 
Schäden in Höhe von zumindest 2 Mrd. Euro im Jahresschnitt.3 Der bereits beobachtete 
Anstieg dieser Schäden stellt Folgekosten vergangenen globalen klimapolitischen Nicht-
(ausreichend)-Handelns dar. Die für die Zukunft absehbare weitere Entwicklung dieser 
Schäden macht deutlich, mit welchen langfristigen Kosten heutiges klimapolitisches Nicht-
Handeln verbunden ist.  
In der bisher umfassendsten Studie für Österreich zur ökonomischen Bewertung des weiter 
fortschreitenden Klimawandels wurden 80 Wirkungsketten an Klimawandelfolgen, die in 
Österreich auftreten können, identifiziert (von Arbeitsproduktivitätsverlusten durch Hitze im 
Handel bis zu Verkehrsunterbrechungen durch Wetterextreme). Für 37 dieser Wirkungsketten 
gibt es bereits ausreichend verlässliches Wissen, um die Folgen auch zu quantifzieren, mit 
folgendem Ergebnis im Durchschnitt über die Jahre, Regionen und betroffenen Menschen und 
Unternehmen: Mit einer Klimaentwicklung, die global bis 2050 eine 2-Grad-Erwärmung nicht 
übersteigt, werden in Österreich in einigen Bereichen auch Vorteile (Heizkostenreduktion, 
Ausweitung der Vegetationsperiode) erwartet, in der Mehrheit der Bereiche überwiegen jedoch 
die Schäden (Hochwasser, Dürren, Schneemangel im Wintertourismus etc.).  
ln der Periode um 2030 werden die Schäden insgesamt deutlich überwiegen und die Netto-
Schäden allein in diesen schon quantifizierten Bereichen bei zumindest 2,5 bis 5,2 Mrd. Euro 
im Jahresdurchschnitt liegen, in der Periode um 2050 bei zumindest 4,3 bis 10,8 Mrd. Euro im 
Jahresdurchschnitt. Die Netto-Schäden werden dabei über die Jahre ungleich verteilt sein, in 
Einzeljahren allein Hochwasserschäden Schwellen von 5 bis 8 Mrd. Euro jedenfalls über-
schreiten. 

  

Beobachtete wetter- und 

klimabedingte Schäden  
Die weltweit tätigen Rückversicherer wie die Münchner Rück oder die 

Swiss Re erfassen wetter- und klimabedingte Extremereignisse auf einer 

mehrteiligen Skala. Werden hieraus nur Ereignisse der obersten zwei Stu-

fen herangezogen, so zeigen sich für Österreich für die Dekade 2001-

2010 im Schnitt Schäden in Höhe von € 850 Mio. pro Jahr. Davon waren 

bisher rund 20% versicherte Schäden. Die Schäden betreffen überwie-

gend Hochwasser, Starkregen, Vermurungen, Stürme, Frostereignisse 

und Dürreschäden. Darüber hinaus verursachen Hitzewellen in Öster-

reich bisher 240 vorzeitige Todesfälle im Jahresschnitt (2.300 verlorene 

Lebensjahre). Werden diese mit in der EU üblichen Sätzen monetarisiert, 

erhöhen sich die Gesamtschäden im Jahresschnitt in der ersten De-

kade des 21. Jahrhunderts auf zumindest € 1,2 Mrd. [7] Um das Jahr 

2020 liegen die Gesamtschäden im Jahresschnitt bei zumindest € 2 Mrd. 

[für Details siehe Anhang A.1]  

Szenarien zukünftiger Ent-

wicklung  
Abschätzungen der weiteren Entwicklung von Nutzen und Schäden 

durch Klimaänderungen in Österreich beruhen auf Szenarien, die die 

Klimaentwicklung wie die sozioökonomische Entwicklung umfassen. 

Für die vorliegende Zusammenfassung wird eine Entwicklung der glo-

balen Treibhausgasemissionen unterstellt, die global bis 2050 zu nicht 

 
3  €-Werte beziehen sich durchgehend auf die Preisbasis 2019. Die Umrechnung aus Studien mit anderer 

Preisbasis erfolgt mittels des von Statistik Austria ausgewiesenen BIP-Deflator. Das vorliegende Kapitel 
3 bezieht sich beispielsweise insbesondere auf die COIN-Studie (Steininger et al. 2015), die die Ergeb-
nisse mit Preisbasis 2010 auswies. Die Veränderung des BIP-Deflator zwischen Preisbasis 2010 und 2019 
beträgt 19,97%. 
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mehr als 2 Grad Erwärmung führt. Modelle der regionalen Klimaent-

wicklung zeigen die Bandbreite der erwarteten Entwicklung in Öster-

reich auf. Je nach Schadensbereich sind zudem sozioökonomische Ent-

wicklungen entscheidend, für die Folgen von Hitzewellen etwa der An-

teil der älteren Bevölkerung sowie deren soziale Entwicklung, die be-

stimmt, ob sie sich z. B. wärmeregulierte Wohnungen leisten können. Mit 

den Dimensionen regionaler Klima- und sozioökonomischer Entwick-

lung lassen sich Bandbreiten der Folgekosten durch Klimawandel ab-

stecken. [8]   

Klimafolgewirkungen wer-

den in allen Sektoren 

sichtbar 

In der Periode um 2030 sind im jährlichen Durchschnitt durch Klimawan-

delfolgen, die sich direkt in Österreich ereignen, folgende Netto-Schä-

den zu erwarten (in der Klammer sind jeweils die Werte für die Periode 

um 2050 angegeben): In der Landwirtschaft werden die höheren Er-

träge durch die längeren Vegetationsperioden allein durch erwartete 

Dürreschäden ausgeglichen, dazu kommen weitere (für die Zukunft 

noch nicht quantifizierte) Schäden durch Ereignisse wie Spätfröste; im 

Bereich Forstwirtschaft summieren sich die schon quantifizierbaren Wir-

kungsketten auf Netto-Schäden in Höhe von € 300 Mio. (€ 470 Mio.); für 

die Energiewirtschaft ergibt sich eine Lastverschiebung hin zu den Som-

mermonaten (erhöhter Kühlbedarf), der eine eingeschränkte Erzeu-

gung aufgrund stärkerer Trockenperioden gegenübersteht und Kosten 

von € 285 Mio. (€ 760 bis 1.070 Mio.) verursacht, dabei ist u. a. die Ge-

fahr von extrem teuren großräumigen Stromausfällen (Black-Outs) noch 

nicht berücksichtigt; im Gebäudebereich überwiegt ein reduzierter 

Heizbedarf im Winterhalbjahr die zusätzlichen Kosten für Kühlung wäh-

rend der Sommermonate und führt zu Kosteneinsparungen von € 100 

bis 210 Mio. (€ 140 bis 350 Mio.); im Bereich Naturkatastrophen belaufen 

sich die Kosten durch Fluss-Hochwasser auf zumindest € 1.700 bis 2.000 

Mio. (€ 2.500 bis 3.300 Mio.), andere Extremereignisse wie Sturmschäden 

sind darin nicht quantifiziert; bereits quantifizierbare Gesundheitsschä-

den belaufen sich auf € 270 bis 2.300 Mio. (€ 520 bis 5.700 Mio.); im Tou-

rismus übersteigen die Einbußen im Wintertourismus die Zunahme im 

Sommertourismus und summieren sich auf Netto-Schäden in der Höhe 

von € 35 bis 330 Mio. (€ 350 Mio.); in den anderen Bereichen Wasserver- 

und -entsorgung, Handel, Verkehr und städtische Grünräume ergeben 

sich Kosten von zumindest € 70 Mio. (€ 120 Mio.). lnsgesamt werden die 

Netto-Schäden allein in diesen schon quantifizierten Bereichen in der 

Periode um 2030 bei zumindest € 2,5 bis 5,2 Mrd. im Jahresdurchschnitt 

liegen, in der Periode um 2050 bei zumindest € 4,3 bis 10,8 Mrd. im Jah-

resdurchschnitt (siehe Abbildung 1). [7, 9] 
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Abbildung 1: Wetter- und klimawandelbedingte Folgekosten in Österreich: bereits monetär 

quantifizierte Wirkungsketten aus Schäden im Inland. Angegeben sind zudem die Anzahl der 

quantifizierten Wirkungsketten, sowie die der darüber hinaus identifizierten, jedoch noch nicht 

quantifizierten Wirkungsketten. Datenbasis: Steininger et al., 2015 

Hohe jährliche Fluktuation der Schäden und Verluste 

In ihrem realen Auftreten werden wetter- und klimabedingte Schäden eine enorme Variabilität 
nach Regionen, betroffenen Menschen und Unternehmen sowie Jahren aufweisen. Die 
Belastung wird für die tatsächlich Betroffenen somit weitaus größer sein, als es 
Durchschnittswerte widerspiegeln.  

  

Hohe Varianz der Auswir-

kungen 
In der Landwirtschaft werden beispielsweise die Ertragssteigerungen 

vor allem im Grünland in Westösterreich erwartet, während die Dürre-

schäden vor allem und verstärkt in Ostösterreich (pannonische Tief-

ebene, Marchfeld, Oststeiermark) auftreten werden. Die Ertragsvaria-

bilität über die Jahre wird dabei stark zunehmen. Unberücksichtigt 

bleiben hier zudem Wirkungsketten über internationale Märkte wie 

höhere Futtermittelpreise, die sowohl Variabilität wie auch Schadens-

höhe weiter ansteigen lassen. Während Hochwasserschäden um 

2050 im Jahresdurchschnitt auf rund € 2 Mrd. ansteigen werden, füh-

ren hundertjährliche Hochwasserereignisse zu Schäden von dann we-

sentlich höheren € 5 bis 8,5 Mrd. Es fallen somit in tatsächlichen Scha-

densjahren wesentlich höhere Belastungen für öffentliche Budgets, 

Unternehmen und private Haushalte an. [10]  
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Steigende Zukunftsrisiken besonders für Wälder und Gesundheit 

Zu den darüber hinaus besonders relevanten Wirkungsketten, für die das steigende Risiko 
zunehmend evident wird, die jedoch derzeit noch nicht monetär quantifizierbar sind, zählen: 

• Ein erwartetes markantes Ansteigen des Risikos von Waldbränden auch in Österreich, 
zuzüglich zu den anderen zunehmenden Risiken durch Hitze- und Trockenstress, 
Baumschädlinge und Starkregen- und Sturmereignisse im Bereich der Forstwirtschaft. 

• Gesundheitliche Folgekosten, wie insbesondere durch zunehmende Verbreitung von 
Infektionskrankheiten, ein weiteres Vordringen von Überträger-Vektoren wie Stechmücken 
aber auch potenzielle Gefahren durch das Auftauen des Permafrosts. 

  

Waldbrände als zusätzli-

ches Hauptrisiko auch in 

Österreich 

Neben ungewöhnlichen Waldbränden auch heuer (April 2020) schon 

in Österreich [11] sind etwa die Rekordbrände im Sommer 2018 in 

Nordeuropa (besonders Schweden) [12] und die verheerenden Aus-

tralischen Buschfeuer im Sommerhalbjahr 2019/20 [13] in Erinnerung.4 

Die starke Zunahme verheerender Waldbrände in den vergangenen 

Jahren in vielen Ländern der Erde auch in mittleren geographischen 

Breiten ist bereits ein klarer Fingerabdruck des Klimawandels. Starke 

Erwärmung über Landgebieten und stärker stationäre Wetterlagen 

resultieren in extrem heißen und trockenen Perioden im Sommerhalb-

jahr, bei oft schon zuvor ausgetrockneten Böden und entzündungs-

empfindlichen Wäldern und Wiesen [14, 15]. Die Häufung solcher ex-

tremen Bedingungen sowie das Zusammenwirken von natürlichen 

Auslösern (wie Blitzeinschläge bei Gewittern) und menschlichem Fehl-

verhalten (etwa Brandstiftung aus unterschiedlichsten Motiven) füh-

ren zukünftig zu einem massiv erhöhten Waldbrandrisiko auch in Ös-

terreich.  

Forschungsbedarf zu 

Waldbrandrisiken und 

weitere Risikozunahmen 

und Risikobewertung  

Insgesamt hat Österreich als sehr wald- und wiesenreiches und dahin-

gehend verwundbares Land im Licht des aktuellen Wissensstandes zu 

zunehmenden Waldbrandrisiken, ergänzend zu anderen Risikozunah-

men etwa durch Baumschädlinge und direkten Hitze- und Trocken-

stress sowie Starkregen- und Sturmereignisse, mehrfach guten Grund, 

in diesem Bereich substanzielle ökonomische und ökologische Risiko-

vorkehrungen zu treffen. Fundierte Abschätzungen des Schadenspo-

tenzials und Quantifizierungen des Investitionsbedarfs bedürfen ver-

tiefter Forschung und einer entsprechenden Risikobewertung. 

Klimawandel, Ressour-

cenverbrauch und Ge-

sundheitsfolgen 

Der Klimawandel ist mit dadurch bedingt, dass eine enorme Ausbeu-

tung an Ressourcen stattfindet. Wenn Ressourcen in Ökosystemen 

übernutzt werden, die auch potenziell Tieren mit einer entsprechen-

den Viren- oder Bakterienbesiedelung als Habitat dienen, wird ein 

Überspringen pathogener Mikroorganismen vom Tier auf den Men-

schen wahrscheinlicher. 

Corona- und Klimakrise Der derzeit angenommene Ursprung des SARS Corona-Virus aus ei-

nem tropischen Wildtier demonstriert eindrücklich, dass der respekt-

lose Umgang mit der Natur unvorhersehbare Folgen für die Mensch-

heit nach sich ziehen kann. Die Klimakrise ist Ursache und Resultat des 

verhängnisvollen Verhaltens gegenüber der Natur. Die Ausdehnung 

von Siedlungs- und Agrargebieten zerstört den Lebensraum vieler 

Wildtiere oder engt ihn ein, wodurch es zu einem Verlust der Biodiver-

 
4  Beispielsweise haben letztere in Australien fünfmal stärker als bei den „üblichen Waldbrandsaisonen“ 

rund 21% der Laub- und Mischwälder des Landes verbrannt; neben unzähligen weiteren Schäden und 
Verlusten (wie rund einer Milliarde verbrannter Tiere) wurden allein die Schäden für den Tourismus auf 
rund € 4 Mrd. geschätzt [13]. 
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sität kommt. Durch das Vordringen des Menschen in bisher unbe-

rührte tropische Naturräume kommt es zu häufigeren und intensiveren 

Kontakten mit Wildtieren. In der Folge könnten Krankheitserreger, die 

bisher beim Menschen unbekannt waren und gegen die sich noch 

kein immunologisches Gedächtnis gebildet hat, auf diesen übertra-

gen werden (siehe z. B. HIV, MERS, Ebola Virus, SARS CoV1/2). Die Kli-

makrise führt daher zu einem höheren (viralen) Outbreak-Risiko für 

durch von Tieren auf Menschen übertragene Krankheitserreger (Zoo-

nosen). 

Weiters ist an die Folgen des dadurch hervorgerufenen Biodiversitäts-

verlusts zu denken [16]. So legt der Bericht zur Artenvielfalt des Welt-

biodiversitätsrats der Vereinten Nationen [17] nahe, dass von ge-

schätzt acht Millionen Tier- und Pflanzenarten (weltweit) rund eine Mil-

lion vom Aussterben bedroht sind. Die Auswirkungen dieser Verände-

rungen auf die menschliche Gesundheit sind noch nicht in all ihren 

Facetten überschaubar [18], aber die Corona-Pandemie war weder 

Zufall noch wird sie eine Ausnahme bleiben. 

Steigende Gesundheits-

gefahren 
Die WHO unterstrich bereits 2008 den Effekt des Klimawandels auf die 

Verbreitung von Infektionskrankheiten. Bisher in unseren Breitengra-

den nicht verbreitete Erreger können durch die Erhöhung der Tempe-

raturen bei uns heimisch werden und Krankheiten auslösen, die zuvor 

nur in tropischen oder subtropischen Gebieten vorkamen. Ein Vordrin-

gen von Vektoren wie etwa verschiedene Aedes-Arten (z. B. Asiati-

sche Tigermücke, Aedes albopictus; Asiatische Buschmücke, Aedes 

japonicus) wird durch den globalen Temperaturanstieg in Zusam-

menspiel mit weltweit vernetzten Handels-, Transport- und Reisetätig-

keiten ermöglicht. Aber auch heimische Mückenarten (z. B. Gemeine 

Stechmücke, Culex pipiens) könnten Vektorkompetenz erlangen und 

Überträger von bisher tropischen Infektionserkrankungen werden. Bei-

spiele dafür sind etwa durch das West-Nil-Virus, Chikungunya-Virus 

oder Usutsu-Virus hervorgerufene Erkrankungen bzw. auch das Den-

gue-Fieber [19]. 

Auftauender Permafrost 

und potenzielle Gesund-

heitsfolgen 

Da es unter Permafrost-Bedingungen quasi zu einer Form von Konser-

vierung diverser Mikroorganismen kommen kann, stellen Permafrost 

und Permafrostböden auch einen geeigneten Speicher von Bakte-

rien und Viren dar. Forschungsergebnisse zeigen, dass selbst sehr alte, 

unbekannte Bakterien- und Virenstämme unter diesen Verhältnissen 

scheinbar Jahrtausende überdauern und rekultiviert, also „wiederbe-

lebt“ werden können. Welches gesundheitliche Risiko dies darstellt, ist 

zwar unklar, es zeigt aber erneut auf, welche vielfältigen und schwer 

abschätzbaren Folgen die Klimakrise in sich birgt. [siehe Anhang A.1] 
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4 Folgekosten durch klimawandelbedingte Schäden und 

Verluste in anderen Ländern 

Grenzüberschreitende Klimawandelfolgen und die Ungleichheit direkter 
regionaler Betroffenheit von Klimawandelfolgen 

Wichtige Handelspartner Österreichs, vor allem außerhalb der Europäischen Union, sind 
deutlich stärker vom Klimawandel betroffen als Österreich. Dies betrifft sowohl Zuliefer- als 
auch Absatzmärkte Österreichs. So sind China und Indien beispielsweise wichtige Zulieferer 
von Vorleistungen für die Produktion in Österreich und gleichzeitig sind sie starken 
klimatischen Veränderungen ausgesetzt. Wichtige Absatzmärkte österreichischer Güter und 
Dienstleistungen inkludieren die USA mit mittlerer Betroffenheit und wiederum das vulnerable 
China. Aber auch Japan und Mexiko zählen zu den wichtigen Handelspartnern außerhalb 
Europas und sind zugleich durch Klimawandelfolgen gefährdet.  
Neben der Übertragung über den Handel beeinflussen Klimawandelfolgen anderer Länder 
Österreich auch über Migration, Finanztransaktionen oder die gemeinsame Nutzung 
natürlicher Ressourcen. 

  

Grenzüberschreitende 

Klimawandelfolgen 
In einer zunehmend globalisierten Welt kann sich kein Land gänzlich 

von den Auswirkungen des Klimawandels, die außerhalb seiner 

Grenzen auftreten, abschirmen. Das Stockholm Environment Institute 

identifiziert vier Kanäle, wie Klimawandelfolgen global übertragen 

werden können [20]: Über den Außenhandel eines Landes werden 

Klimawandelfolgen entlang internationaler Lieferketten übertragen. Ein 

Beispiel dafür sind klimwandelbedingte Ernteausfälle in 

landwirtschaftlichen Erzeugerländern. Eine dadurch verursachte 

Knappheit und damit einhergehende Preissteigerung wirkt über die 

Weltmärkte auch auf Absatzländer. 

Auf biophysikalischer Ebene sind hier grenzüberschreitende 

Ökosysteme wie Wasserläufe relevant. Starkregen flussaufwärts kann 

Überschwemmungen in flussabwärts gelegenen Ländern verursachen; 

Dürreperioden in Quellgebieten verringern die Wasserverfügbarkeit in 

Delta-Städten. Klimaauswirkungen auf im Ausland gehaltene 

Vermögenswerte und Kapitalflüsse werden auf finanzieller Ebene 

berücksichtigt. Schäden im Zuge des Klimawandels verringern die 

Rentabilität und Erträge dieser Vermögenswerte durch kurzfristig 

geringere Erträge oder längerfristige Abwertungen. Auf personeller 

Ebene spielt jegliche Bewegung von Menschen zwischen Ländern eine 

Rolle, vom Tourismus bis zur Migration. Hier ist Klimawandel ein 

möglicher Verstärker bestehender Risiken. 

In der Konsequenz können Länder, die unter Berücksichtigung national 

auftretender Klimawandelfolgen nicht als allzu vulnerabel gelten, 

durchaus stark von grenzüberschreitenden Klimawandelfolgen 

betroffen sein. Dies gilt besonders für hochgradig vernetzte und offene 

Volkswirtschaften, die wie Österreich stark in globalen Wertschöpfungs-

ketten eingebunden sind. 

Betroffenheit von Klima-

wandelfolgen weist große 

regionale Unterschiede 

auf 

Die Auswirkungen des globalen Klimawandels sind durch starke regio-

nale Unterschiede geprägt, wobei stärkere Auswirkungen im globalen 
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Süden und weniger schwerwiegende Auswirkungen im globalen Nor-

den zu erwarten sind. Abbildung 2 zeigt die Vulnerabilität5 einzelner 

Länder gegenüber klimatischen Veränderungen um das Jahr 2050 so-

wie heutige Import- und Exportströme Österreichs für wichtige Handels-

partner innerhalb und außerhalb der Europäischen Union. 

 

 

Abbildung 2: Vulnerabilität einzelner Länder, basierend auf dem ND-GAIN [21], und wichtige 

Handelsströme Österreichs innerhalb und außerhalb Europas, basierend auf Handelsdaten für 

2018 [22] 

 

Österreich führt auch 

Handelsbeziehungen mit 

vulnerablen Ländern  

Zwar betreibt Österreich den Großteil seines Handels mit europäischen 

Partnern (rund 80% der Ein- und Ausfuhren im Jahr 2018), die außereu-

ropäischen Ströme sind jedoch weit vulnerabler gegenüber klimati-

schen Einflüssen und sie nahmen wertmäßig in den letzten Jahren im-

mer weiter zu. Im Jahr 2018 stammen 13% der Einfuhren aus asiatischen 

Ländern und 9% der Exporte gehen in diese Region, in der mit Vietnam, 

Thailand und Bangladesch die vulnerabelsten Länder zu finden sind 

[21, 22]. Auch Indien und Japan sind stark betroffene Länder, die vor 

allem importseitig relevant für Österreichs Außenhandel sind. Mit einer 

mittleren Vulnerabilität, aber großem Importvolumen ist auch China ein 

potenzieller Überträger von Klimawandelfolgen auf die österreische 

Wirtschaft. Ein sowohl import- als auch exportseitig wichtiger 

Handelspartner im außereuropäischen Raum mit mittlerer Vulnerabilität 

sind die USA. 

Globale Auswirkungen regionaler klimabedingter Naturkatastrophen 

Der Grad der internationalen Spezialisierung sowie die Komplexität und Länge von 
Zulieferketten nahmen in den letzten Jahrzehnten deutlich zu und führten zu einem markanten 
Anstieg internationaler Handelsbeziehungsabhängigkeit. Extremwetterereignisse wie die 
Thailandflut 2011 und die damit einhergehende Unterbrechung in der Halbleitererzeugung 
sowie in der Automobilindustrie wirkten sich so global aus. 

  

Extremwetterereignisse 

haben Auswirkungen auf 

globale Lieferkettennetz-

werke 

Mehrere Extremwetterereignisse in der Vergangenheit haben gezeigt, 

dass die Folgen von klimatischen Ereignissen in entfernten Ländern Aus-

wirkungen zeigen. Dies gilt insbesondere für ein Land wie Österreich, 

das fest in einem europäischen und internationalen Netzwerk verankert 

ist [23]. Unterbrochene Lieferketten oder die Abhängigkeit von Gütern, 

 
5  Die Vulnerabilität wird durch den Notre Dame Global Adaptation Index repräsentiert (ND-GAIN), der 

36 Indikatoren in den Sektoren Nahrungsversorgung, Wasserverfügbarkeit, Gesundheit, Verfügbarkeit 
von Lebensraum, Ökosystemdienstleistungen und Infrastruktur umfasst [24]. 
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die fast ausschließlich aus einer Region kommen, können bei unvorher-

gesehenen Ereignissen schnell knapp werden [24]. Selbst das jüngste 

Beispiel der Coronakrise lässt keinen Zweifel darüber bestehen, dass 

Produktionsausfälle in fernen Ländern zu Engpässen auf heimischen 

Märkten führen. 

Die Thailandflut 2011 führt 

zu globalen Produktions-

einbußen und Knappheit 

auf Märkten für elektroni-

sche Güter 

Während es robuste Evidenz gibt, dass Extremwettereignisse mit dem 

fortschreitenden Klimawandel zunehmen (IPCC SREX 2012), ist deren 

zeitliches und räumliches Auftreten schwieriger vorherzusehen. Die öko-

nomische Literatur fokussiert daher auf vergangene Ereignisse, um aus 

den beobachteten Mechanismen für zukünftige Betroffenheit lernen zu 

können. Ein Beispiel, das sich hier besonders gut anbietet, ist das Hoch-

wasser in Thailand 2011. Die Überschwemmungen trafen unter ande-

rem die wichtige Elektronikindustrie Thailands und hatten schwerwie-

gende Auswirkungen auf diese Branche, aber auch auf die gesamte 

Wirtschaft in Thailand und global [25]. Die Weltbank schätzte, dass die 

reale BIP-Wachstumsrate Thailands im Jahr 2011 von erwarteten 4,1% 

auf 2,9% zurückging [26], während ein Bericht der UN ESCAP den welt-

weiten Rückgang der Industrieproduktion durch die Überschwemmun-

gen mit 2,5% bezifferte [27]. 

Der größte Hersteller von Festplatten (Western Digital) verlor fast die 

Hälfte seiner Produktion, während andere Festplattenhersteller zwar 

selbst produzieren konnten, aber durch das Fehlen von Vorleistungsgü-

ter aufgrund betroffener Lieferanten ebenso gezwungen waren, die 

Produktion zu drosseln. Der weltweite Mangel an Festplatten führte zu 

erheblichen Teuerungen, sogar sechs Monate nach der Wiederherstel-

lung der überfluteten Industrieparks verblieb der Preis auf einem höhe-

ren Niveau. [25] 

Volkswirtschaftliche Auswirkungen grenzüberschreitender Klimawandel-
folgen für Österreich 

Unter Berücksichtigung dreier relevanter Klimawandelfolgen – Anstieg des Meeresspiegels, 
Veränderung der Arbeitsproduktivität durch Hitze und Auswirkungen auf landwirtschaftliche 
Produktion – verursachen grenzüberschreitende Klimawandelfolgen, also jene Folgen, die aus 
dem Ausland auf die österreichische Wirtschaft übertragen werden, den Großteil der aus 
diesen drei Klimawandelfolgen in Österreich spürbaren Schäden. Bis zu 80% dieser Schäden 
werden in diesen quantifizierten Wirkungsketten durch Klimawandelfolgen im 
außereuropäischen Ausland ausgelöst, da der Anstieg des Meeresspiegels beispielsweise 
keine direkten Folgen für Österreich als Binnenland darstellt. Auch in den Bereichen 
Landwirtschaft und Reduktion von Arbeitsproduktivität sind die direkten Folgen im Ausland 
größer als in Österreich.  
Bei einer globalen Erwärmung von 2 Grad bis zum Ende des Jahrhunderts sind für Österreich 
2050 dennoch Schäden in Höhe von 1,5 Mrd. Euro jährlich zu erwarten. Das bedeutet ein 
jährlich um 0,3% niedrigeres BIP gegenüber dem Referenzszenario ohne Klimawandel.6 Bei 
einer globalen Erwärmung von 4 Grad bis zum Ende des Jahrhunderts und schlechterer 
sozioökonomischer Entwicklung steigen die Kosten durch grenzüberschreitende 
Klimawandelfolgen auf 1,9 Mrd. Euro jährlich für die Periode um 2050 an.7 Die österreichische 
Anpassungsstrategie, die derzeit auf Klimawandelfolgen in Österreich beschränkt ist, sollte 
demnach um die internationale Komponente erweitert werden.  

 
6  Die zugrundeliegende sozioökonomische Entwicklung von Bevölkerung, Wirtschaftswachstum etc. ba-

siert auf einer global mittleren Entwicklung entsprechend dem Shared Socioeconomic Pathway 2 
(SSP2) der IIASA Datenbank [28]. Das zugrundeliegende Klimaszenario entspricht dem Representative 
Concentration Pathway 4.5 (RCP4.5) und somit einer Erwärmung von 2 Grad bis zum Ende des Jahr-
hunderts. Der angegebene Wert stellt den Median über drei globale Klimamodelle dar. 

7  Sozioökonomische Entwicklung: SSP3; Klimaszenario: RCP8.5. 
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Quantifizierte Wirkungs-

ketten im internationalen 

Kontext 

Der Meeresspiegelanstieg führt global zu Zerstörung von produktivem 

Land und Kapital in Küstennähe und hat besonders große Auswirkun-

gen auf nördliche EU-Länder, wo viele Vermögenswerte an Küsten an-

gesammelt sind [29]. Der negative Einfluss zunehmender Hitze auf die 

Arbeitsproduktivität ist vor allem für Tätigkeiten im Freien, aber auch für 

schwere körperliche Arbeit signifikant. Besonders betroffen sind hier Re-

gionen im asiatischen Raum und in Äquatornähe, wo die Durchschnitts-

temperatur bereits heute hoch ist. Aber auch bei Österreichs wichti-

gem Handelspartner Italien werden Produktivitätsrückgänge erwartet 

[30]. Bei den landwirtschaftlichen Klimawandelfolgen wird in der mone-

tären Bewertung die Veränderung der vier Hauptanbausorten Weizen, 

Reis, Soja und Mais berücksichtigt. Der Klimawandel führt in den nördli-

chen Weltregionen zu Ertragssteigerungen, jedoch in den gemäßigten 

Breiten der Nordhalbkugel und im globalen Süden zu deutlichen Rück-

gängen [29]. 

Regional unterschiedliche 

Betroffenheit führt zu Ver-

schiebungen österreichi-

scher Handelsbeziehun-

gen 

Insgesamt gilt bei diesen drei Wirkungsketten, dass europäische Regio-

nen volkswirtschaftlich weniger stark direkten Folgen des Klimawandels 

ausgesetzt sind als Länder in Regionen außerhalb Europas. Vor allem 

Österreichs Außenhandel reagiert auf diese unterschiedliche Betroffen-

heit im Ausland, bei mittlerer Erwärmung sind Einfuhren 2050 um rund € 

880 Mio. niedriger als ohne Erwärmung. Bei den Ausfuhren kommt es 

netto zu einem leichten Anstieg von rund € 190 Mio. Als Folge des kom-

parativen Vorteils europäischer Länder setzt sich dieser Effekt aus dem 

Rückgang der Handelsbeziehungen mit außereuropäischen Ländern 

und einer Intensivierung innereuropäischer Handelsbeziehungen zu-

sammen. Die Abnahme des Handels mit Regionen außerhalb der EU 

kann aber nur bis zu einem gewissen Grad durch Zunahme von Handel 

mit Regionen innerhalb der EU kompensiert werden (siehe Abbildung 

3). 

 

 
Abbildung 3: Veränderung von Österreichs Import- und Exportströmen für wichtige Handels-

partner innerhalb der EU und im Rest der Welt 2050 für eine mittlere Erwärmung. Berücksich-

tigte Klimawandelfolgen: Anstieg des Meeresspiegels, Veränderung der Arbeitsproduktivität 

durch Hitze und Auswirkungen auf landwirtschaftliche Produktion für eine mittlere Erwärmung 
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Trotz Verbesserung der Handelsbilanz sind die Auswirkungen auf BIP und 

Wohlfahrt in Österreich negativ – d. h. auch wenn Österreich im Ver-

gleich zu anderen Ländern weniger vulnerabel ist, ist das nur eine rela-

tive Besserstellung, aber keine absolute. Bei mittlerer Erwärmung sind 

um 2050 Schäden gemessen in BIP-Einheiten in Höhe von jährlich rund 

€ 1,5 Mrd. (€ 1,9 Mrd. bei Überschreitung des 2-Grad-Ziels) zu erwarten, 
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wenn keine adäquaten Gegenmaßnahmen getroffen werden. Ge-

messen in Wohlfahrtseinheiten belaufen sich die Kosten auf jährlich 

knapp € 1 Mrd. bzw. € 1,4 Mrd. bei starker Erwärmung8. 

Ein zusätzlicher Faktor, der nur schwer quantitativ erhoben werden 

kann, ist die Kritikalität bestimmter Intermediärgüter. Die Folgen, die 

durch das Ausfallen eines nicht austauschbaren Produktionsinputs 

entstehen, können disruptiver Natur sein und zu gänzlichen 

Produktionsausfällen führen. 

 
8  Zur Modellierung der Wirkungsketten siehe Peter et al. (2020). 
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5 Kosten der Klimawandelanpassung zur Begrenzung der 

Schäden und Verluste 

Die Kosten von Anpassung für den österreichischen Staatshaushalt 

Die Ausgaben des Bundes für Klimawandelanpassung betragen bereits heute rund 1 Mrd. 
Euro jährlich (in den Bereichen Land- und Forstwirtschaft, Wasserwirtschaft, Umwelt, Schutz 
vor Naturgefahren und Katastrophenmanagement). Diese Ausgaben werden sich bis Mitte des 
Jahrhunderts auf Grund des fortschreitenden Klimwandels bei einem mittleren Klimaszenario 
mehr als verdoppeln.  
Bei stärkerer Erwärmung bzw. in einzelnen Jahren kann die Belastung deutlich höher sein und 
der Anpassungsbedarf könnte das dafür vorgesehene Budget, beispielsweise die aktuelle 
Dotierung des Katastrophenfonds, übersteigen. 

  

Was ist Anpassung? Klimawandelanpassung zielt darauf ab, sowohl die Folgen der aktuel-

len Klimavariabilität als auch der zukünftigen Auswirkungen des Klima-

wandels auf ökologische, soziale und ökonomische Systeme zu vermei-

den, zu verringern oder sich daraus ergebende Chancen zu nutzen. Ty-

pische Beispiele für Klimawandelanpassung sind Hochwasserschutz, 

Frühwarnsysteme für Hitze oder der Wechsel zu trockenheitsresistente-

ren Ackerkulturen. Unternehmen und Haushalte setzen Anpassungs-

maßnahmen, um ihr Privatvermögen zu schützen sowie um wirtschaftli-

che Risiken des Klimawandels zu reduzieren [31, 32]. Obwohl Anpas-

sung im Eigeninteresse der Betroffenen ist und viele Anpassungshand-

lungen autonom gesetzt werden, nimmt der Staat eine Schlüsselrolle in 

der Klimawandelanpassung ein. Öffentliche Anpassung betrifft hier ei-

nerseits die Verkehrsinfrastruktur sowie die Wasser- und Energieversor-

gung. Der Staat unterstützt aber auch die Anpassung privater Akteure 

durch die Bereitstellung beispielsweise von Information und Frühwarn-

systemen, trägt zur Überwindung beispielsweise finanzieller Anpas-

sungsbarrieren bei und koordiniert das Zusammenspiel zwischen unter-

schiedlichen Akteuren [33, 34]. 

Kosten öffentlicher 

Anpassung heute 
Klimawandelanpassung verursacht Kosten bei Unternehmen, Haushal-

ten und dem Staat. Die österreichische Strategie zur Anpassung an den 

Klimawandel besteht aus 132 Handlungsempfehlungen, von denen 

rund die Hälfte private Akteure betrifft. Die Kosten privater Anpassung 

konnten bislang noch nicht systematisch abgeschätzt werden, die im 

Bundesbudget enthaltenen anpassungsrelevanten Ausgaben belau-

fen sich im Zeitraum 2014-2020 auf durchschnittlich € 1.056 Mio. pro Jahr 

[35]. Diese Kosten umfassen Ausgaben für öffentliche Anpassung in den 

Bereichen Land- und Forstwirtschaft, Wasserwirtschaft, Verkehr und Ka-

tastrophenmanagement. 

In diesem Betrag nicht enthalten sind Ausgaben für koordinative Auf-

gaben in den Resorts Gesundheit und Inneres, wofür primär personelle 

Ressourcen, nicht aber finanzielle Ressourcen verwendet werden. An-

passungsrelevante Ausgaben fallen zudem auf Landes- und Gemein-

deebene an und sind wie auch der Finanzausgleich in diesem Betrag 

nicht berücksichtigt. 

Verdoppelung der Kosten 

bis 2050 
Mit fortschreitendem Klimawandel werden sich die Kosten öffentlicher 

Anpassung für den Bundeshaushalt bis 2050 mehr als verdoppeln (bei 

einem Szenario mittlerer Erwärmung, basierend auf einem indikativen 
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Anpassungspfad): In der Periode 2021-2030 betragen die anpassungs-

relevanten Kosten € 1.681Mio. pro Jahr, in der Periode 2031-2050 € 2.338 

Mio. Die Kostenzunahmen entstehen dabei durch [36]: 

• einen Übergang von baulichen/strukturellen zu ökosystemba-

sierten Maßnahmen (Ausweitung von Retentionsflächen, Wald-

baumanagement), 

• Mehrausgaben für informatorische Maßnahmen (Prognose-, 

Frühwarn- und Messsysteme), 

• Mehrkosten durch Anpassung bei Reinvestitionen in Versor-

gungsinfrastruktur (bauliche/strukturelle Maßnahmen) sowie  

• Ausgaben für Forschung- und Entwicklung zu Klimawandelfol-

gen und Anpassung. 

Bereits bei einem mittleren Klimaszenario können diese Mehrausgaben 

den Druck auf das öffentliche Budget erhöhen [37]. Bei stärkerer Erwär-

mung bzw. in einzelnen Jahren kann die Belastung deutlich höher sein 

und der Anpassungsbedarf beispielsweise im Bereich Hochwasser-

schutz kann das dafür derzeit gewidmete Budget zumindest in extre-

men Jahren deutlich übersteigen [38]. 

 

Abbildung 4: Struktur und indikative Entwicklung der anpassungsrelevanten Ausgaben für den 

Bundeshaushalt, 2016 bis 2050  

Daten: Bachner et al., 2019 [37] 

Volkswirtschaftliche Effekte von Anpassung in Österreich 

Werden adäquate Klimawandelanpassungsmaßnahmen gesetzt, reduzieren sich die Schäden 
durch den Klimawandel. Zusätzlich können positive Effekte für die Volkswirtschaft entstehen. 
Durch ein Paket von Anpassungsmaßnahmen in den Bereichen Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft, Schutz vor Naturgefahren und Katastrophenmanagement sowie Verkehrsinfrastruktur 
reduzieren sich die volkswirtschaftlichen Schadenskosten gemessen in Wohlfahrtseinheiten 
um 30%. Zusätzlich entstehen positive Impulse für die Beschäftigung.  
Es ist davon auszugehen, dass adäquate Anpassung in anderen Bereichen ebenfalls zu 
positiven volkswirtschaftlichen Effekten führt. Dennoch verbleibt in den meisten Fällen ein 
Residualschaden, d. h. die negativen volkswirtschaftlichen Auswirkungen des Klimawandels 
können nur teilweise durch Anpassung abgefangen werden.  

  

Adäquate Anpassung zur 

Vermeidung von Fehlan-

passung 

Damit Anpassung effektiv ist, bedarf es eines adäquaten Mix aus unter-

schiedlichen Maßnahmen, von baulichen über informatorische bis hin 

zu ökosystembasierten Maßnahmen. Die Ausgestaltung des Maßnah-

menpakets hängt von den konkreten räumlichen Gegebenheiten, den 

Gefährdungsniveaus, der verfügbaren Finanzierung und dem politi-

schen Willen ab [39]. Anpassung sollte flexibel, d. h. an sich ändernde 

Rahmenbedingungen adaptierbar sein. Fehlanpassung [40], auch in 

der Form von Zielkonflikten mit Klimaschutz (z. B. wenn eine Anpas-
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sungsmaßnahme einen hohen Energiebedarf aufweist) oder einem re-

duzierten Anreiz zu (privater) Anpassung, sollte bei der Auswahl der 

Maßnahmen und deren Ausgestaltung vermieden werden. 

Positive volkswirtschaftli-

che Effekte durch Anpas-

sung 

Auch wenn öffentliche Anpassung Kosten für den Staat, beispielsweise 

durch verbesserten Hochwasserschutz und Ausbau von Frühwarnsyste-

men, verursacht, entstehen netto positive volkswirtschaftliche Effekte. 

Die Gründe hierfür sind einerseits positive Effekte durch anpassungsspe-

zifische Produktivitätssteigerungen (beispielsweise in der Landwirt-

schaft), aber auch positive Beschäftigungseffekte, da informatorische 

und ökosystembasierte Maßnahmen vergleichsweise arbeitsintensiv 

sind. Zugleich verringert Anpassung die direkten und indirekten negati-

ven Auswirkungen des Klimawandels. 

Ein Paket von Anpassungsmaßnahmen in den Bereichen Land- und 

Forstwirtschaft, Schutz vor Naturgefahren und Katastrophenmanage-

ment (siehe Abbildung 5) zeigt eine Reduktion der volkswirtschaftlichen 

Folgekosten durch den Klimawandel von rund 30% (gemessen in Wohl-

fahrtseinheiten) [37]. D. h. rund ein Drittel der Schäden für die Gesell-

schaft, die durch Klimawandelfolgen um 2050 in diesen drei Sektoren 

entstehen, können durch adäquate Klimawandelanpassung abgefe-

dert werden. Die Effekte auf die Wirtschaftsleistung sind sogar noch 

stärker (-70% der Schadenskosten gemessen in BIP-Einheiten) und es 

entstehen auch positive Impulse für die Beschäftigung: rund 50% der 

Zunahme der Arbeitslosigkeit durch Klimawandelfolgen können durch 

Anpassung wettgemacht werden [37]. Auch die Anpassung von Stra-

ßen- und Schieneninfrastruktur weist eine günstige volkswirtschaftliche 

Kosten-Nutzenrelation auf: Wohlfahrtseffekte können durch Anpassung 

um rund ein Drittel, BIP-Effekte um rund die Hälfte reduziert werden [41]. 

 

Direkte und indirekte Effekte auf den österreichischen Staatshaushalt 

Anpassung führt zu Mehrausgaben für den Staat, aber sie reduziert auch die 
volkswirtschaftlichen Schäden des Klimawandels, was positive Effekte auf die 
Staatseinnahmen hat. Während die Ausgaben für Anpassung in öffentlichen Budgets 
mitgeplant werden können, führen klimawandelbedingte Extremereignisse wie Überflutungen 
und Dürren zu erheblichen budgetären Belastungen in einzelnen Jahren. 
Durch die erwartete Zunahme von Schäden durch Extremereignisse bis 2050 kann sowohl der 
Österreichische Katastrophenfonds als auch der Europäische Solidaritätsfonds an seine 
finanziellen Grenzen stoßen. Neue Risikotransfermechanismen, beispielsweise Public-
Private-Partnership-Lösungen zwischen Rückversicherern und dem Staat, könnten hier zu 
Entlastungen des Staatsbudgets führen und zusätzlich positive Anreizstrukturen bei den 
Versicherten setzen. 
  

Anpassung verursacht 

Kosten, aber erhöht auch 

die Steuereinnahmen 

Neben den direkten Effekten auf der Ausgabenseite, z. B. für klimafitte 

öffentliche Infrastruktur (z. B. Gebäudehochwasserschutz) und das Ka-

tastrophenmanagement (z. B. Ex-post-Zahlungen für den Wiederauf-

bau), sind öffentliche Budgets von Klimawandelfolgen und Anpassung 

auch indirekt, d. h. über die Veränderung der Wirtschaftsleistung, be-

troffen. Auf der Einnahmenseite führen die Auswirkungen des Klima-

wandels zu einer verringerten Steuerbasis. Die öffentliche Hand ist also 

mit einem Wechselspiel von steigenden Ausgaben und sinkenden Ein-

nahmen konfrontiert, was Instrumente erfordert, die die Bereitstellung 

öffentlicher Güter und Dienstleistungen (wie Infrastruktur, Bildung, Ge-

sundheitsversorgung) sicherstellen können [35]. 
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Im Vergleich dazu hat adäquate öffentliche Anpassung das Potenzial, 

die Staatseinnahmen aufgrund der höheren wirtschaftlichen Aktivität 

zu steigern. Auf der Ausgabenseite führt die öffentliche Anpassung zu 

einer teilweisen Umverteilung der Staatsausgaben zugunsten der An-

passung, aber auch zu einem geringeren Bedarf an Zahlungen für die 

Katastrophenhilfe. Außerdem gehen mit einer geringeren Arbeitslosig-

keit auch weniger Transfers für Arbeitslosengeld einher [37]. 

Extremereignisse belasten 

öffentliche Budgets er-

heblich, und der Druck 

nimmt zu 

Klimawandelanpassung belastet öffentliche Budgets fortlaufend und 

planbar, klimawandelbedingte Extremereignisse wie Überflutungen 

und Dürren führen teilweise zu erheblichen budgetären Belastungen in 

den jeweiligen (Folge-)Jahren, wenn solche auftreten. So musste der 

Österreichische Katastrophenfonds nach den schweren Überschwem-

mungen 2002 sowie 2005 und 2013 aufgestockt werden, um die Wie-

derherstellung der zerstörten Infrastruktur zu unterstützen. Während mo-

mentan die Ausstattung des Katastrophenfonds jedoch im Durch-

schnitt ausreichend ist, würde 2030 und insbesondere 2050 eine Unter-

deckung auftreten, da die erwarteten durchschnittlichen Schäden 

stärker zunehmen als die aus Steuereinnahmen finanzierte Ausstattung 

des Fonds [38]. 

Zusätzlich können Mitgliedstaaten im Fall von schweren Naturkatastro-

phen um Unterstützung beim Europäischen Solidaritätsfonds ansuchen. 

Auch Österreich bekam nach den schweren Hochwässern von 2002 

sowie nach den Ereignissen von 2005, 2013 und 2018 Unterstützung aus 

diesem Fonds für die Wiederinstandsetzung [42]. Schäden durch Ex-

tremereignisse und insbesondere Überschwemmungen nahmen je-

doch in den letzten Jahrzehnten in Europa deutlich zu und bis 2050 wer-

den weitere Zunahmen in Schäden durch Überschwemmungen erwar-

tet [43]. Die momentane finanzielle Bedeckung des Fonds wird daher 

ebenfalls nicht ausreichen, um diese zunehmenden Risiken abzufan-

gen. 

Risikotransfermechanis-

men können Abhilfe 

schaffen 

Eine Reform der Hochwasser-Versicherungsvereinbarungen und der 

Kompensation nicht versicherter Schäden durch den Katastrophen-

fonds wurde wiederholt diskutiert, da das momentane System weder 

Anreize zur freiwilligen Versicherung von Hauseigentümern noch zur Ei-

genvorsorge bietet. Die Versicherungsrate und das versicherte Risiko 

sind daher in Österreich sehr niedrig. Um diese Anreize zu stärken und 

zusätzlich eine planbarere Belastung für die öffentlichen Budgets zu ge-

währleisten, werden auf europäischer Ebene Public-Private-Part-

nership-Lösungen zwischen dem Versicherungssektor und dem Staat 

diskutiert [44, 45]. Maßnahmen zur Risikoreduzierung auf Haushalts-

ebene können beispielsweise durch einen stärkeren Zusammenhang 

zwischen Risikoreduzierung und den erhobenen Prämien gefördert wer-

den [46]. Die Versicherbarkeit von Überflutungsschäden auch für Haus-

halte mit niedrigerem Einkommen kann zudem durch eine Risikoauftei-

lung zwischen Hoch- und Niedrigrisiko-Haushalten gewährleistet wer-

den [47].  
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6 Österreichs Finanzierungsbeitrag zur Abfederung 

internationaler Folgekosten 

Österreichs Ausgaben für internationale Klimafinanzierung 

Österreichs Ausgaben für internationale Klimafinanzierung betragen rund 260 Mio. Euro 
(Durchschnitt 2017/18). Diese Zahlungen dienen dazu, Klimaschutz und Anpassung in 
Entwicklungsländern zu unterstützen. Gegenüber 2013/14 haben sich die erfassten Ausgaben 
beinahe verdoppelt, was aber auch auf eine umfassendere Erhebung zurückzuführen ist. 
Dennoch ist der (Pro-Kopf-)Beitrag Österreichs, verglichen mit anderen Industriestaaten wie 
Deutschland, Japan oder den skandinavischen Ländern, deutlich geringer.  

  

Ausgaben für Klima-

finanzierung 
Die Folgen eines globalen Nicht-Handelns im Klimaschutz sind in Ent-

wicklungsländern, insbesondere in Afrika, Südostasien und Südamerika, 

deutlich höher als in Österreich, bei gleichzeitig geringerer Anpassungs-

kapazität [48–50]. Österreich hat sich daher dazu bekannt, seinen Bei-

trag zur internationalen Finanzierung von Klimaschutz und Anpassung in 

Entwicklungsländern (sog. Internationale Klimafinanzierung) zu leisten. 

Österreichs Ausgaben für Klimafinanzierung haben seit 2010 stetig zuge-

nommen, wobei seit 2013 ein systematisches Reporting erfolgt. In den 

Jahren 2013/14 wurden rund € 151,3 Mio. jährlich ausgegeben, in den 

Jahren 2017/18 waren es bereits € 263,1 Mio. [51–55].9 Bei den bilatera-

len Zuschüssen wurden in den ersten Jahren faktisch nur Klimaschutzpro-

jekte unterstützt, in den letzten beiden Jahren wurde rund 20% für An-

passungsprojekte ausgegeben. Auch nahm der Anteil der mobilisierten 

privaten Finanzierung zu (auf rund 20% der gesamten Finanzierung). Die 

Zunahme der Klimafinanzierung ist auch auf eine umfassendere Erhe-

bung zurückzuführen, sowohl im Bereich der mobilisierten privaten Kli-

mafinanzierung also auch im Bereich der anderen Finanzierungsinstru-

mente (Kredite, Garantien, Anteilskapital) [55]. 

Im Vergleich zu anderen europäischen Staaten waren Österreichs Bei-

träge zur internationalen Klimafinanzierung deutlich geringer: Während 

Deutschland, Japan, Frankreich, Dänemark und Schweden jährlich 

rund € 36 pro Kopf ausgeben (in den Jahren 2011-15), lagen Österreichs 

Pro-Kopf-Ausgaben bei weniger als € 9. Norwegen liegt mit Ausgaben 

von über € 144 auf Platz 1 [57]. Ähnliches gilt auch für den Green Climate 

Fund, über den ein wesentlicher Teil der österreichischen 

Klimafinanzierung abgewickelt wird. Während rund die Hälfte der 

beitragenden Länder ihre Beiträge für die vierjährige Periode ab 2020 

gegenüber der Vorperiode 2015-2018 verdoppelten, wurden 

Österreichs zugesagte Beiträge zum Green Climate Fund von € 29 Mio. 

(€ 26 Mio. in Preisen 2014) auf € 30 Mio. erhöht [58, 59].10 

 
9  Wie international üblich werden auf Grund von jährlichen Schwankungen 2-Jahres-Durchschnittswerte 

angegeben [56]. Alle Werte ausgedrückt in Euro 2019. 
10  Gemäß Planung der Bundesministerin für Klimaschutz (Stand Mai 2020) soll in der Periode 2020-2023 

zum Green Climate Fund nunmehr jedoch jährlich € 30 Mio. beigetragen werden. In der zugehörigen 
UNFCC Konferenz im September 2019 war dieser Betrag ursprünglich nur kumuliert für die Gesamtper-
iode zugesagt worden.  
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Abbildung 5: Österreichs Ausgaben für internationale Klimafinanzierung 

in Mio. Euro pro Jahr, 2013-2018 

Daten: BMLFUW (2014, 2015, 2016), BMNT (2019a,b)  

  

Finanzierungslücke zwischen erforderlicher und zugesagter 
Finanzierung 

Global ist die Finanzierungslücke zwischen erforderlicher und zugesagter Klimafinanzierung, 
v. a. im Bereich der Anpassung, groß. Die durch Österreichs Treibhausgasemissionen 
zuzurechnenden weltweiten Kosten durch klimawandelbedingten Schäden und Verluste in 
Entwicklungsländern werden höher geschätzt als die im Inland zu tragenden Kosten. Dies 
verdeutlicht die große ökonomische Mitverantwortung Österreichs bei der internationalen 
Klimafinanzierung.  
Berücksichtigt man zusätzlich, dass Österreichs Beiträge zur Klimafinanzierung bisher im 
Vergleich zu anderen Industriestaaten unterdurchschnittlich waren, ist mit einer deutlichen 
Zunahme der österreichischen Ausgaben für Klimafinanzierung bis Mitte des Jahrhunderts zu 
rechnen. 

  

Österreichs Beitrag zu den 

globalen Folgekosten 
Internationale Vergleichsstudien zu den weltweiten sektor-übergreifen-

den Klimawandelfolgen [48, 49, 60] zeigen zudem, dass die zukünftigen 

Klimawandelfolgen für Österreich in etwa im europäischen Durchschnitt 

liegen und dass die zukünftigen Schäden in anderen Weltregionen, v.a. 

in Afrika, Südostasien und Südamerika, deutlich höher erwartet werden. 

Österreichs derzeitige Treibhausgasemissionen liegen auf einem global 

deutlich überdurchschnittlichen Niveau (z.B. in einer pro Kopf-Betrach-

tung), insbesondere wenn sie konsumbasiert bilanziert werden, also die 

Emissionen dem letztlichen Endverbraucher angerechnet werden [61]. 

Die durch Österreich jährlich verursachten weltweiten zukünftigen Kli-

mawandelfolgekosten werden in monetärer Bewertung in der Größen-

ordnung von zumindest € 12,5 Mrd. eingeschätzt11, wovon zumindest  € 

 
11  Die konsum-basierten Treibhausgasemissionen durch Österreichs Bevölkerung beliefen sich im Jahr 

2019 auf rund 120 Mio. tCO2äq (ca. 50 % höher als die produktions-basierten Emissionen von rund 80 
Mio. tCO2äq) [61, 62]. Bewertet man diese mit einer unteren Schranke [63] für die mit dem Ausstoß 
von  jeder Tonne CO2 verbundenen zukünftigen Schadenskosten in Höhe von  € 103 pro Tonne CO2 

[64], ergibt sich für die zukünftigen weltweiten Klimawandelfolgeschäden durch Österreichs jährliche 
Emissionen eine Untergrenze bei rund € 12,5 Mrd. 
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8 Mrd. die stark verwundbaren Entwicklungsländer treffen.12 Diese 

Schätzungen verdeutlichen zusätzlich die große ökonomische Mitver-

antwortung Österreichs für die internationale Klimafinanzierung und die 

Begrenzung des Klimawandels auch weltweit. 

Finanzierungslücke Global ist die Finanzierungslücke zwischen erforderlicher und 

zugesagter Finanzierung sowohl im Bereich Emissionsminderung als 

auch in der Anpassung erheblich [67]. Global wurden bis 2019 € 517 

Mrd. an Klimafinanzierung zugesagt [56], diesen stehen ein durch-

schnittlicher jährlicher Finanzierungsbedarf für Anpassung von rund 

€ 110 Mrd. bis € 240 Mrd. um 2030 bzw. € 220 Mrd. bis € 400 Mrd. um 2050 

[68] sowie einem Investitionsbedarf für eine Dekarbonisierung des 

Energiesystems von rund € 1,9 Billionen bis € 4 Billionen pro Jahr für die 

Periode 2016-2050 gegenüber [69]. 

Auch wenn die Finanzierungslücke schwierig zu quantifizieren ist, so 

übersteigt der globale Finanzierungsbedarf die zugesagten Mittel somit 

um ein Vielfaches. Es ist daher davon auszugehen, dass die 

österreichischen Beiträge zur internationalen Klimafinanzierung 

zunehmen werden. Schreibt man die zweijährlichen Wachstumsraten 

der Periode 2013-2018 fort, so betragen die durchschnittlichen 

jährlichen Ausgaben für öffentliche Klimafinanzierung € 505 Mio. in der 

Periode 2021-2030 und € 960 Mio. in der Periode 2031-2050. Dies 

entspricht einer mehr als Vervierfachung bis Mitte des Jahrhunderts. 

 

 
12  Die weltweiten zukünftigen Klimaschadenskosten pro Land im Vergleich zu dessen Emissionen sind aus-

gesprochen ungleich verteilt und breit gestreut [65]. Es zeigt sich aber die klare Gesamtrichtung, dass 
Schwellen- und Entwicklungsländer gegenüber OECD Staaten wie Österreich sowie auch China öko-
nomisch überproportional stark auf der Verliererseite stehen [63, 65]. Wenn man daher als einen gro-
ben plausiblen Indikator der relativen Betroffenheit der für die internationale Klimafinanzierung rele-
vanten Entwicklungsländer den Bevölkerungsanteil der Nicht-OECD-Länder und ohne China nimmt 
(ca. 4.92 Mrd. Menschen = 64.5 % der Weltbevölkerung von ca. 7.63 Mrd. gegenüber 35.5% in OECD-
Staaten und China [66]), ergibt dies einen Klimaschadenskostenanteil von rund 65%, der auf die Ent-
wicklungsländer entfällt. 
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7 Kosten und Folgen aus einer Nichterfüllung von Zielen 

im Rahmen der EU-Klima- und Energiepolitik 

Folgen und mögliche Kosten aufgrund einer Nichterfüllung des Effort 
Sharing im Non-ETS-Bereich 

Die budgetwirksamen Kosten aus einer Nichterreichung der EU-Klimaziele, wie sie im 
Nationalen Energie- und Klimaplan (NEKP) und der Effort-Sharing-Verordnung festgelegt sind, 
werden bestimmt durch die Möglichkeiten von flexiblen Mechanismen zur Erreichung der Ziele 
im legislativen Sinn. Für diese Kosten liegen derzeit indikative Schätzungen in großer 
Bandbreite vor. Eine engere Quantifizierung ist gegenwärtig, auch vor dem Hintergrund der 
Coronakrise und der für 2021-2030 noch nicht zugeteilten nationalen Emissionsallokationen, 
noch nicht robust möglich. 
Aufgrund der großen Freiheit der Mitgliedstaaten, ihre eigene Strategie zur Zielerreichung 
selbst zu wählen, ist ein weiteres, allenfalls größeres Risiko einer Zielverfehlung im möglichen 
Reputationsverlust zu sehen. Das neue 2030 Framework für die Energie- und Klimapolitik baut 
nämlich auf Koordination, Berichtspflichten und verstärkter Transparenz und somit letztlich auf 
“Naming and Shaming“ auf. 

  

Minus 36% Reduktion im 

Non-ETS-Bereich bis 2030 

gegenüber 2005 

Entsprechend der derzeit gültigen (und noch nicht im Rahmen des EU 

Green Deal weiterentwickelten) Effort-Sharing-Verordnung hat Öster-

reich seine Emissionen im Non-ETS-Bereich bis 2030 um 36% gegenüber 

2005 zu reduzieren. Diese Emissionen betrugen im Jahr 2005 56,5 Mio. 

Tonnen CO2äq. Der Zielwert für 2030 ist somit 36,2 Mio. Tonnen. Die ab-

solute Reduktion gegenüber 2005 macht somit 20,3 Mio. Tonnen aus. 

2018, dem letzten Jahr mit derzeit von der Europäischen Umweltagen-

tur verfügbaren Daten, waren die Emissionen im Non-ETS-Bereich bei 

50,6 Mio. Tonnen. Dieser Wert liegt 1,7 Mio. Tonnen über dem gemäß 

Effort-Sharing-Entscheidung vorgesehenen Wert von 48,9 Mio. Tonnen. 

Bis 2030 sind noch ca. 12 

bis 20 Mio. Tonnen Emis-

sionen im Non-ETS-Be-

reich zu reduzieren 

Bis 2020, dem letzten Jahr, für das die derzeitige Effort-Sharing-

Entscheidung anwendbar ist, sollen die Emissionen im Non-ETS-Bereich 

nicht mehr als 47,8 Mio. Tonnen ausmachen, entsprechend einer 

Reduktion von 16% gegenüber 2005. Bis 2030 müsste dann Österreich 

nach derzeitiger Effort-Sharing-Verordnung zusätzlich rund 12 Mio. 

Tonnen reduzieren. Falls diese Richtlinie im Sinn des Green Deal auf 

voraussichtlich -50% bis -55% nachgeschärft und als Folge für Österreich 

ein Ziel von z. B. minus 50% angenommen wird, würde sich ein 

Reduktionsbedarf bis 2030 in Höhe von rund 20 Mio. Tonnen ergeben. 

Der zulässige Emissionswert wird nach derzeitiger Verordnung, wie für 

alle Mitgliedstaaten, in jährliche Emissionsallokationen (Annual 

Emmission Allocations, AEAs) aufgeteilt.  

Nicht-pekuniäre Strafe 

von 8% der Fehlmenge 
Sollte Österreich seine jährlichen Emissionsallokationen überschreiten 

(nach eventueller Berücksichtigung der sogenannten flexiblen Mecha-

nismen), dann wird auf die Fehlmengen eine Nichterfüllungsstrafe 

(Compliance Penalty) von 8% aufgeschlagen. Somit wird dann im 

Folgejahr das Emissionsziel strenger. Dieser nicht-pekuniäre Strafe 

macht Nichterfüllung unattraktiv, da eine Verfehlung des Zieles in ei-

nem Jahr die Erfüllung der Ziele in den Folgejahren erschwert. 

Flexibilitäten zur Zielerfül-

lung 
Es gibt eine Reihe von Flexibilitäten, um die durch die jährliche 

Emissionsallokationen festgelegten Jahresziele zu erreichen. 
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Rückstellung (Banking) Wenn die Emissionen unterhalb des jährlichen Zielwertes bleiben, dann 

kann der Überschuss voll in das Jahr 2021 und bis zu 30% auf die Summe 

der AEAs für 2022 bis 2029 übertragen werden. 

Borgen (Borrowing) Zwischen 2021 und 2025 können 10% der AEAs des Folgejahres geborgt 

werden, zwischen 2026 und 2029 jedoch nur 5%. 

Transfers zwischen Mit-

gliedstaaten 
Zwischen 2021 und 2025 können 5% der AEAs eines Jahres an andere 

Mitgliedstaaten transferiert werden, zwischen 2026 und 2030 10%. 

Annullierung von EU-ETS-

Emissionszertifikaten 

(EUAs) 

Ein Mitgliedstaat kann EU-ETS-Emissionszertifikate im Ausmaß bis zu 2% 

seines Emissionsvolumens von 2005 annullieren und diese Menge für Er-

füllung unter der Effort-Sharing-Verordnung verwenden. 

LULUCF-Übererfüllung Falls das LULUFC-Ziel übererfüllt ist (LULUCF: Land use, land use change 

and forestry; Landnutzung, Landnutzungsänderungen und Forstwirt-

schaft), können bis zu 2,5 Mio. Tonnen für die Erfüllung des im Effort 

Sharing festgelegten Ziels verwendet werden. 

Mögliche Quantifizierun-

gen der Optionen 
Falls Österreich nicht die Jahresziele der jährlichen Emissionsallokatio-

nen erreicht, sind neben Rückstellung und Borgen folgende Optionen 

verfügbar. 

Zukauf von jährlichen 

Emissionsallokationen 

(AEAs) 

Falls andere Mitgliedstaaten zum Verkauf ihrer AEAs bereit sind, kann 

Österreich Fehlmengen zukaufen. Diese Transaktionen basieren auf bi-

lateralen Vereinbarungen mit einem auszuhandelnden Preis, wobei der 

Zertifikatspreis des EU ETS ein Benchmark sein könnte, dessen Höchst-

wert der Strafe im EU ETS bei € 130 ist. Beim derzeitigen Preis von EUAs 

von rund € 20 pro Tonne beträgt der Wert der Non-ETS-Emissionen Ös-

terreichs im Jahr 2030 rund € 720 Mio. (36,2 Mio. Tonnen x € 20 pro 

Tonne). 

 Allerdings könnte der Preis, zu dem Mitgliedstaaten zu einem Verkauf 

ihrer AEAs bereit sind, bis 2030 höher sein, genauso wie der Preis für EU-

ETS-Zertifikate. Österreich wird aber nicht für sein gesamtes Non-ETS-

Emissionsziel für 2030 AEAs zukaufen müssen. Würde Österreich bei-

spielsweise sein derzeitiges Ziel im Jahr 2030 um 10% verfehlen – bzw. je 

10%-Punkte Zielverfehlung –, wären AEAs für rund 3,6 Mio. Tonnen zuzu-

kaufen. Die Verkaufsbereitschaft anderer Mitgliedstaaten vorausge-

setzt würden deren Kosten € 72 Mio. bei einem Zertifikatspreis von € 20 

und € 360 Mio. bei einem Zertifikatspreis von € 100 ausmachen.  

 Auch in jedem der Jahre von 2021 bis 2029 würden solche Kosten für 

alle Jahre mit einer Zielverfehlung anfallen. Da es für 2021 bis 2030 noch 

keine Zuteilung der Annual Emission Allocations (AEAs) gibt, wobei ins-

besondere auch das Erstjahresniveau erst festzulegen ist, sind Schätzun-

gen über Fehlmengen noch nicht robust möglich. Im Hinblick auf die 

Preiskomponente, mit denen diese Fehlmengen dann zu bewerten wä-

ren, ist die zentrale offene Frage, wie sich der Markt für diese AEAs ent-

wickeln wird. Diese Entwicklung hängt einerseits von den in anderen 

Ländern verfügbaren Überschüssen ab, andererseits auch von der In-

teraktion mit dem ETS-Markt. Würde – rein hypothetisch – die AEA-Zutei-

lung Österreichs aus der effektiven Zuteilung 2020 in das Jahr 2021 über-

nommen, so würde die Umsetzung all der Maßnahmen, die im von Ös-

terreich an die Europäische Kommission im Dezember 2019 abgegebe-

nen Nationalen Energie- und Klimaplan (NEKP) vorgesehen sind, zu ei-

ner kumulierten Fehlmenge 2021-2030 von rund 40 Mio. Tonnen führen. 

Je nachdem, welche Emissionsentwicklung man – nach der durch den 

Corona-Lockdown bedingten zumindest im Jahr 2020 niedrigeren – für 

die Folgejahre unterstellt, könnte die kumulierte Zielverfehlung z. B. rund 

30 Mio. Tonnen betragen. 
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Wenn im Zuge einer Umsetzung der strikteren Emissionsreduktionen ge-

mäß Green Deal der EU (Erhöhung von -40% auf -50% bis -55% bis 2030) 

Österreichs Effort-Sharing-Ziele nachgeschärft würden, beispielsweise 

auf minus 50%, würde die Zielverfehlung höher sein. 

Je nachdem, ob es in Hinkunft Länder und mit wie großen Überschüs-

sen geben wird, ergibt sich die Preiskomponente und Kostenschätzung 

für Österreich. Eine kumulierte Zielverfehlung 2021-2030 von z. B. 30 Mio. 

Tonnen (bei Umsetzung der gemäß NEKP geplanten Klimapolitik, weite-

ren emissionsmindernden Annahmen, aber keiner Green-Deal-Nach-

schärfung) würden sich bei einem effektiven mittleren Preis von bei-

spielsweise € 20 bis € 60 pro Tonne potenzielle durchschnittliche jährli-

che Kosten von € 60 Mio. bis 180 Mio. ergeben. Nicht-Handeln in der 

Klimapolitik würde diese – derzeit nur indikativ mögliche – Schätzung 

vervielfachen. 

Allerdings sollten auch bereits die nicht-pekuniäre Strafe von 8% und 

der Reputationsverlust genug Grund sein, um die Verpflichtungen aus 

dem Effort Sharing zu erfüllen. 

Annullierung von EU-ETS-

Emissionszertifikaten 

(EUAs) 

Damit können die Jahresziele im Non-ETS-Bereich unterstützt werden. 

Allerdings gehen durch die Annullierung mögliche Einnahmen aus der 

Versteigerung von EUAs verloren. Das Volumen für diese mögliche An-

nullierung macht 1,85 Mio. Tonnen aus, das sind 2% der 92,6 Mio. Ton-

nen Emissionen im Jahr 2005. Beim derzeitigen Preis für EUAs von rund € 

20 repräsentiert diese Annullierung Kosten von € 37 Mio. oder € 74 Mio. 

bei einem EU ETS Preis von € 40. 

LULUCF-Übererfüllung Bis zu 2,5 Mio. Tonnen können für die Erfüllung im Non-ETS-Bereich ver-

wendet werden. Die Kosten dieser Flexibilität hängen allerdings von 

den Kosten dieser zusätzlichen Netto-Reduzierungen im LULUCF ab. 

Kosten aufgrund einer Nichterfüllung der Ziele für Erneuerbare und Ener-
gieeffizienz 

Allein die Formulierung der EU-Ziele für 2030 bei Erneuerbaren und Energieeffizienz reflektiert 
die Schwierigkeiten bei den Verhandlungen dieser Ziele. Im Gegensatz zum Emissionsziel 
werden diese Gemeinschaftsziele nicht auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt. Diese haben bei der 
Gestaltung der nationalen Politiken weite Handlungsmöglichkeiten, deren Wirksamkeit 
allerdings durch ein umfangreiches Reporting transparent gemacht wird.  

  

Trotz fehlenden verbindli-

chen nationalen Zielen 

hohe Reputationskosten 

bei Nichterfüllung 

Obwohl das 2030 Framework für die Klima- und Energiepolitik keine ver-

bindlichen nationalen Ziele für Erneuerbare und Energieeffizienz ent-

hält, verstärken die neuen Mechanismen für Einhaltung durch Koordi-

nation und Berichtspflicht an die Europäische Kommission die Transpa-

renz der Politikgestaltung und der Implementierung. Mit dieser verstärk-

ten Sichtbarkeit könnte ein Naming and Shaming zu hohen Reputati-

onskosten für die Mitgliedstaaten bei Nichterfüllung führen. Zusätzlich 

wird durch die Flexibilitäten, die Mitgliedstaaten bei der Gestaltung ih-

rer Zielerfüllung haben, deren Verantwortung für die Gestaltung der na-

tionalen Politiken sichtbar. Neben dem Risiko des Reputationsverlusten 

wird bei Nichteinhaltung von so zentralen Zielen wie der Erfüllung des 

Pariser Klimavertrages auch das Verhandlungsgewicht bei anderen 

Materien in den komplexen Entscheidungsprozessen, also sogenannter 

politische Kuhhandel infrage gestellt. 

Infringement Proceedings 

bei Non-Compliance 
Wie bei allen legislativen Entscheidungen auf der Ebene der EU hat Ös-

terreich die Verpflichtung, diese Entscheidungen in nationales Recht zu 

übernehmen und zu erfüllen. Sollte das nicht der Fall sein, so sind dafür 
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Rechtsverletzungsverfahren gemäß Artikel 258 – 260 der TFEU vorgese-

hen, mit der Möglichkeit von Strafzahlungen aufgrund von EU-Rechts-

verletzungen. Solche Zahlungen sind erfahrungsgemäß eher unbedeu-

tend. Das Reputationsrisiko überwiegt somit bei weitem das Finanzrisiko. 

Die Ziele Erneuerbare und 

Energieeffizienz 
Für 2030 gilt für die gesamte EU 

ein Anstieg des Anteils von Erneuerbaren auf 32% 

ein Anstieg der Energieeffizienz auf mindestens 32,5% 

Korrektive Maßnahmen 

durch die Europäische 

Kommission 

Die Europäische Kommission ist hinsichtlich der Erfüllung der Ziele für 

2030 verantwortlich für die Beurteilung und Behandlung von nicht aus-

reichender Ambition in den NEKPs (‚Ambition Gap‘, Art. 31 Gover-

nance Verordnung) und nicht ausreichender Erfüllung (‚Delivery Gap‘, 

Art. 32 Governance Verordnung)). In beiden Fällen gibt die Europäi-

sche Kommission öffentliche Empfehlungen (Art. 34 (2) Governance 

Verordnung), das ist das Hauptinstrument für korrektive Maßnahmen. 

Ambition Gap: Keine 

Strafzahlungen  
Bezüglich des Ambition Gap gibt es keine finanziellen Strafen ausge-

nommen in Fällen von groben Verletzungen, ein unter fast allen denk-

baren Umständen nicht sehr plausibles Szenario. 

Maßnahmen bei einem 

Delivery Gap 
Bezüglich des Delivery Gap hat die Europäische Kommission neben 

Empfehlungen mehr Möglichkeiten, die unterschiedlich bei Erneuerba-

ren und Energieeffizienz sind. 

Delivery Gap bei Erneuer-

baren 
Bei Erneuerbaren ist es den Mitgliedstaaten nicht erlaubt, unter den mi-

nimalen Zielwert für 2020 oder die nationalen Referenzwerte für 2022, 

2025 und 2027 (von der Europäische Kommission bestimmt) zu fallen. 

Finanzierungsmechanis-

mus für erneuerbare Ener-

gie und Kooperations-

Mechanismen 

Sollte das der Fall sein, so wird die Europäische Kommission korrigie-

rende Maßnahmen veranlassen. Dafür gibt es Erfahrungen aus der Ver-

gangenheit, beispielsweise Verhandlungen über ein ambitionierteres 

langfristiges Ziel. Österreich könnte aber auch  

• eine freiwillige Zahlung für den Finanzierungsmechanismus für 

erneuerbare Energie leisten (Art. 33 Government Verordnung) 

• den Kooperationsmechanismus der vorherigen Erneuerbaren 

Energierichtline (EU) 2018/2001 (Art. 8, 9-12, 13) verwenden für 

Statistische Transfers, Gemeinsame Projekte und Gemeinsame 

Förderregelungen. 

Delivery Gap bei Energie-

effizienz 
Bei Energieeffizienz ist die Situation anders. Da die zugehörige Richtlinie 

eine große Zahl von zu implementierenden Politiken enthält, kann die 

Europäische Kommission – zusätzlich zu veröffentlichten Empfehlungen 

– die Implementierung dieser Politiken als „Hüterin des EU-Vertrags“ ver-

anlassen. 

Mögliche Quantifizierun-

gen bei Erneuerbaren: Ös-

terreichs 2030-Ziel für Er-

neuerbare: 46 bis 50% 

In den möglichen Quantifizierungen zunächst zu den Erneuerbaren. In 

der finalen Version des im Dezember 2019 an die Europäische Kommis-

sion übermittelten Nationalen Energie- und Klimaplans (NEKP) setzt sich 

Österreich bis 2030 ein Ziel für Erneuerbare von 46 bis 50% (somit höher 

als das 2020 Ziel von 34%). Zusätzlich sind im NEKP folgende indikativen 

Ziele enthalten: 36,2 bis 36,9% bis 2022; 39,2 bis 40,9% bis 2025, 41,8 bis 

44,4 bis 2027; 46 bis 50% bis 2020. 

Renewable Financing Me-

chanism und Kooperati-

ons-Mechanismen 

Entsteht für Erneuerbare ein ‘Delivery Gap‘, dann kann dieses durch 

eine Zahlung an den Finanzierungsmechanismus für erneuerbare Ener-

gie der Union oder die Verwendung der Kooperations-Mechanismen 

geschlossen werden. Um die daraus entstehenden Kosten zu beurtei-

len, wären folgende Informationen erforderlich: a) die Menge des De-

livery Gap z. B. in MWh; b) die Opportunitätskosten des kaufenden Mit-

gliedstaates; c) die Produktionskosten des verkaufenden Mitgliedstaa-

tes. 
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Mögliche Quantifizierun-

gen bei Energieeffizienz 
Die Ziele für Energieeffizienz wurden entsprechend der Energieeffizienz-

richtlinie in Österreich im Energieeffizienzgesetz festgelegt. Vorgesehen 

ist dabei bis 2020 eine Reduktion des Endenergieverbrauchs auf 1.050 

PJ und kumulative Einsparungen von Endenergie bis 2020 um 310 PJ. 

Aufgrund der Coronakrise erscheint die Erreichung dieser Ziele möglich. 

Empfehlung von zusätzli-

chen Politiken und Maß-

nahmen 

Die Europäische Kommission hat Österreich empfohlen, zusätzlich Poli-

tiken und Maßnahmen zu aktivieren, um damit bis 2030 das Gemein-

schaftsziel der EU für Energieeffizienz zu stützen. Dafür sollen konkrete 

zeitliche Abläufe für die Ziele, die Implementierung sowie die erwarte-

ten Auswirkungen festgelegt werden. 

Schwierige Schätzung der 

Kosten bei Nichterfüllung 
Für das Ziel Energieeffizienz ist es somit viel schwieriger, eine glaubwür-

dige Schätzung der Kosten von Nichterfüllung zu machen. Zielerfüllung 

wird sichergestellt durch die normalen Kontrollmechanismen der EU, 

die von Empfehlungen bis zu Verfahren wegen EU-Rechtsverstößen rei-

chen. Die höchsten Kosten von Nichteinhaltung resultieren wahrschein-

lich aus dem Risiko von Reputationsverlust. 
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8 Kosten durch kontraproduktive Regulierungen und 

fehlende klimaorientierte Wirtschaftspolitik 

Kosten aufgrund von umwelt- und klimaschädlichen Unterstützungsmaß-
nahmen 

Umweltschädliche Unterstützungsmaßnahmen werden in Österreich breit gewährt, 
insbesondere in den Bereichen Energie, Verkehr und Landwirtschaft. Im weiteren Sinne 
versteht die OECD darunter alle finanziellen Unterstützungen und ordnungsrechtlichen 
Festlegungen, die im Zusammenspiel mit dem aktuellen Steuersystem (unbeabsichtigt) gegen 
umweltschonende Praxis diskriminieren. Allein im Verkehrsbereich werden in Österreich in 
diesem Sinne kontraproduktive Unterstützungen im Ausmaß von mehr als 15 Mrd. Euro pro 
Jahr gewährt. 
Im engeren Sinne direkt budgetwirksam werden aus Regulierungen in den Bereichen Verkehr 
und Energie bis zu 4,4 Mrd Euro pro Jahr (d. h. geringere Einnahmen oder höhere Ausgaben 
der öffentlichen Hand). Ein signifikanter Teil dieser Regulierungen ist durch Österreich selbst 
reformierbar. 

  

Der Abbau umweltschäd-

licher Fördermaßnahmen 

bringt viele Vorteile 

Die Durchleuchtung und die Reform von Fördermaßnahmen, die – un-

intendiert – die Umweltqualität beeinträchtigen, werden seit den 

1990er Jahren insbesondere von der OECD gefordert (z. B. bereits im 

Ministerratstreffen im Mai 1996). Es handelt sich um Fördermaßnahmen, 

wie sie aus den unterschiedlichsten ursprünglichen wirtschaftlichen und 

sozialen Beweggründen implementiert sind und nicht nur umweltscho-

nendes Verhalten verhindern, sondern vielfach auf ihr eigentliches Ziel 

heute kaum oder gar nicht mehr wirken. Eine Reform könnte einem 

dreifachen Ziel Genüge tun: 

• Entlastung öffentlicher Budgets 

• Erhöhung wirtschaftlicher Effizienz 

• Verbesserung der Umweltqualität 

Von Österreich hat u. a. die Europäische Kommission eine Reform und 

einen konkreten Zeitplan für den Abbau der umweltschädlichen För-

dermaßnahmen gefordert, so etwa 2019 in ihrer Bewertung des Ent-

wurfs des Nationalen Energie- und Klimaplans, den die österreichische 

Regierung übermittelt hatte. In der Überarbeitung des Nationalen Ener-

gie- und Klimaplans werden – mit dem Ziel ihrer Identifikation und ihrem 

stufenweisem Abbau – Maßnahmen dann als im Sinne des NEKP kon-

traproduktiver Anreiz bzw. direkte oder indirekte Förderung/Subvention 

definiert, „wenn ihre Effekte der Einhaltung der völkerrechtlich und uni-

onsrechtlich verbindlichen Klima- und Energieziele entgegenwirken 

und die Implementierung der Maßnahme somit (i) eine Erhöhung des 

THG-Emissionsniveaus, (ii) eine Reduktion des Anteils Erneuerbarer Ener-

gie am Bruttoendenergieverbrauch und/oder (iii) eine Reduktion der 

Energieeffizienz zur Folge hat […] (inkl. Langfristeffekten).“ [70] 

Das Volumen umwelt-

schädlicher Fördermaß-

nahmen in Österreich 

Die OECD [71] definiert umweltschädliche Fördermaßnahmen als “alle 

finanziellen Unterstützungen und ordnungsrechtlichen Festlegungen, 

die im Zusammenspiel mit dem aktuellen Steuersystem (unbeabsich-

tigt) gegen umweltschonende Praxis diskriminieren.” Für Österreich wur-

den diese erstmals umfassend im Jahr 2003 für die Bereiche Landwirt-

schaft, Energie und Verkehr erhoben. Die Ergebnisse zu den letzteren 
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beiden Bereichen wurden publiziert (2004)[72]. Im Verkehrsbereich um-

fassen diese Maßnahmen sowohl Ordnungsrecht (Stellplatzverpflich-

tung, kontraproduktive Elemente in Wohnbauförderung und Raumord-

nung) als auch fiskalische Maßnahmen (Ausgestaltung der Pendler-

pauschale wie des amtlichen Kilometergeldes und KfZ-Versicherungs-

systems, Straßeninfrastruktur, Grundsteuerbefreiung). Im Jahr 2004 

wurde allein für den Verkehrsbereich ein Volumen von jährlich € 15 

Mrd. als untere Schranke für die umweltschädlichen Förderungen iden-

tifiziert. Für einen Anteil aus den umweltkontraproduktiven Förderun-

gen, und zwar im Wesentlichen für jenen, der sich gemäß einer enge-

ren Definition direkt in öffentlichen Budgets – durch verringerte Einnah-

men oder höhere Ausgaben – niederschlägt, erfolgte 2016 eine Bewer-

tung einer oberen Schranke, die dieses Volumen (in den Bereichen 

Energie und Verkehr) mit € 4,9 Mrd. bezifferte [73]. Das öffentliche 

Budget kosten diese Förderungen jährlich € 3,9 bis 4,4 Mrd. [A.3]13 Für 

einen Teil dieser Förderungen gilt, dass sie nicht allein auf nationaler 

Ebene gestaltbar sind (etwa die Steuerbefreiung von Kerosin), oder 

eine ersatzlose Streichung (etwa der Pauschalierung des Pendelver-

kehr-Aufwands) anstelle einer Reform andere budgetäre Folgeeffekte 

nach sich ziehen könnte. Im Nationalen Energie- und Klimaplan setzt 

sich Österreich die Identifizierung und den Abbau der umweltschädli-

chen Förderungen explizit in den Bereichen Verkehr, Gebäude, Energie 

und Industrie, Land-, Forst- und Abfallwirtschaft als Ziel. [70]   

Kosten aufgrund fehlender Reduktion von importierter fossiler Energie 

Durch die Reduktion von Netto-Importen von Energie kann an das Ausland abfließende Wert-
schöpfung wieder in das Inland gebracht werden. Wenn Österreich bis 2030, somit auf halber 
Strecke auf seinem Weg zur Treibhausgasneutralität, die Netto-Importe halbieren würde, 
könnten damit in diesem Jahr bereits 4 Mrd. Euro für energie- und klimapolitische Aktivitäten 
im Inland verfügbar werden bzw. im Durchschnitt bis dahin jährlich 2 Mrd. Euro. 

  

Netto-Importe von Energie 

im Durchschnitt bei € 8,2 

Mrd. pro Jahr  

Österreich verzeichnet Netto-Importe von Energie, die gemessen im 

Energiegehalt vor 15 Jahren bei knapp über 1.000 Peta Joule lagen, 

seit 2009 bei rund 900 Peta Joule jährlich liegen. Wertmäßig ist die jähr-

liche Fluktuation aufgrund schwankender Energiepreise größer. Im 

Durchschnitt der vergangenen Jahre liegen die Netto-Importe bei jähr-

lich € 8,2 Mrd. (vgl. Abbildung 6). Der Brutto-Inlandsverbrauch an Ener-

gie wird dabei zu rund zwei Drittel durch diese Importe abgedeckt. Der 

Anteil der Fossilen an diesen Importen betrug 2018 insgesamt 95%, wo-

bei Erdöl und Erdölprodukte für einen Gesamtanteil von 53% 

verantwortlich zeichnen, Erdgas für 30% sowie Kohle und Abfälle für 

12%. Die verblebenden 5% entfallen auf Elektrizität (4%) und 

Erneuerbare (1%). 

 

 
13  Das Bundesministerium für Nachhaltigkeit und Tourismus veröffentlichte im September 2019 eine “Teil-

liste an kontraproduktiven Anreizen basierend auf wissenschaftlichen Publikationen und offiziellen Do-
kumenten”, die damals auf seiner Homepage abrufbar war und Förderungen im Umfang von € 3,25 
Mrd. auflistete. Derzeit (Stand Juni 2020) werden weitere Ergänzungen erarbeitet, „eine vollständige 
Liste wird nach Abschluss der interministeriellen Gespräche vorliegen”.  
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Abbildung 6: Menge und Wert der Netto-Energie-Importe Österreichs, 2007-2019 

Daten: Statistik Austria (Gesamtenergiebilanz, Außenhandel nach Hauptgruppen) 

 

Verringerung der Netto-

Importe von Energie 

durch Effizienz und 

Erneuerbare 

Durch effektive Energie- und Klimapolitik könnten diese Netto-Importe 

von Energie verringert werden, sowohl durch eine Erhöhung der 

Energieeffizienz als auch durch Substitution durch Erneuerbare. Bei 

Erdöl bietet sich in beiderlei Hinsicht der bisherige Einsatz im Bereich 

Mobilität und Raumwärme dafür an, bei Erdgas dessen bisherige 

Nutzung für Hoch- und Niedertemperatur, bei Kohle der Ersatz in 

industriellen Prozessen. 

Energie- und Klimapolitik 

zur Halbierung der Netto-

Importe bis 2030 

Mit einer solchen Politik könnten die Netto-Importe bis 2030 halbiert 

werden. Im Jahr 2030 würden damit € 4 Mrd. Wertschöpfung wieder 

zusätzlich im Inland entstehen. Durchschnittlich wären es bis 2030 

jährlich € 2 Mrd., die für Aktivitäten im Inland neu verfügbar werden, in 

der Summe bis 2030 somit € 20 Mrd. 
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9 Kosten durch fossilen Lock-In und mangelnde 

Innovation 

Wirtschaftliche Nachteile und Kosten durch blockierenden fossilen  
Lock-In  

Rahmensetzungen durch die Politik und Investitionen, die in der Vergangenheit getätigt 
wurden, prägen die heute verfügbare Infrastruktur. In Wechselwirkung mit den dadurch jeweils 
entstandenen Systemen für Energie, Gebäude, Verkehr und industrielle Produktion prägten 
sich auch Verhaltensweisen und eine Kultur aus, die den Umstieg auf andere – gesellschaftlich 
längst verfügbare und wesentlich vorteilhaftere – Möglichkeiten, unsere Bedürfnisse zu 
erfüllen, hemmen. Dieser Lock-In impliziert signifikante gesellschaftliche Kosten. 

  

Barrieren durch Lock-In Die gebaute Umwelt und bestehende Infrastruktur in Energieversor-

gung, Mobilitätssystem, Gebäuden und industrieller Produktion bestim-

men unsere aktuellen Handlungsmöglichkeiten. Rahmensetzungen 

durch die Politik und Investitionen, die in der Vergangenheit getätigt 

wurden, beschränken uns in der Gegenwart. Einkaufsmöglichkeiten 

zum Beispiel haben sich am Stadtrand oder im ländlichen Umland an-

gesiedelt, sind vielfach ohne Auto nicht erreichbar. Ein extrem hoher 

Zersiedelungsgrad in den „Flächenbundesländern“ Niederösterreich, 

Oberösterreich oder Steiermark fördert darüber hinaus die Pkw-Abhän-

gigkeit an den Wohnorten. Die Verpflichtung zur Errichtung von Pkw-

Stellplätzen bei Wohngebäudeneubauten wie Einkaufszentren subven-

tioniert die Pkw-Nutzung aus Wohnbauförderung oder Geschäftsmie-

ten. 

Das Beispiel Ausrichtung 

am Auto  
Die Gesellschaft hat dabei nicht nur in die jeweilige Technologie selbst 

investiert, wie in diesem Beispiel in das Auto, sondern auch ein Trans-

portsystem und eine Reihe von Verhaltensweisen aufgebaut, die vom 

Auto abhängig sind, und eine Kultur geprägt, in deren Mittelpunkt ins-

besondere der private Autoverkehr steht. Darüber hinaus trug der Auf-

stieg des Privatautos dazu bei, dass die Öl- und die Automobilindustrie 

zu gewichtigen Kräften in der nationalen wie Weltwirtschaft wurden. 

Diese Kombination von Kräften hat dazu beigetragen, die Dominanz 

des erdölbetriebenen Autos aufrechtzuerhalten und hat es für uns so 

schwierig gemacht, alternative Transportoptionen in dem Umfang in 

Betracht zu ziehen oder auf sie umzusteigen, wie es mittlerweile gesell-

schaftlich längst als lohnenswert betrachtet wird.  

Kosten durch fossilen 

Lock-In 
Die Vorteile eines solchen Umstiegs wären mannigfaltig. Zunächst in 

Hinblick auf die Kosten: Das Pkw-System ist in seinen Gesamtkosten ei-

nes der teuersten Mobilitätsformen überhaupt. In Österreich lassen wir 

uns allein die direkten Mobilitätskosten 15% unserer privaten Haushalts-

budgets kosten, dazu kommt noch ein Äquivalent von knapp 4% des 

BIP an öffentlicher Subvention allein des Straßenverkehrs. [72] Zudem 

könnte durch einen Umstieg weg von flächenintensiver Pkw-Mobilität 

der Lebensraum Straße zurückgewonnen werden, wie es in Fußgänger-

zonen schon erlebbar ist, auch Platz für Bäume und Grün wäre in Städ-

ten gewinnbar, all dies zur deutlichen Erhöhung der Lebensqualität. 

Diese Vorteile nicht zu lukrieren stellt als Kehrseite der Medaille „Kosten“ 

des fossilen Lock-In dar. 

Energiesystem, Gebäude 

und industrielle Produktion 
Der gleiche Befund gilt für unser fossil orientiertes Energiesystem, dessen 

Betrieb auf erneuerbarer Basis gesamtwirtschaftlich billiger wäre [74]. 
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Ebenso trifft er auf die am Individualobjekt, oft mit Fokus Einfamilien-

haus, orientierte Wohnbauplanung zu, obwohl ganzheitliche Quartiers-

planung (samt integrierter Strom-, Wärme-, Kälte-, und Informationsver-

netzung) für einen Lebensraum der kurzen Wege in ökologisch und 

baubiologisch verträglicher, ressourcenschonender Bauweise nicht nur 

die viel besser leistbare Wohnversorgung, sondern auch höhere Le-

bensqualität gewährleisten würde. Der Befund gilt ebenso für die an 

sektoralen individuellen Produktlinien ausgerichtete industrielle Erzeu-

gung, obwohl gesamthafte Kreislaufwirtschaftskonzepte nicht nur res-

sourcenschonender, sondern durch das Vermeiden von Folgekosten 

und Verringerung der Inputkosten auch gesellschaftlich billiger wären 

[75]. 

Die Innovation zur Überwindung des fossilen Lock-In gestalten 

Die Bindung an fossile Technologien und Strukturen kann durch Innovationen überwunden 
werden. Diese können durch preisliche Anreize, Investitionen und Forschung gefördert und 
damit die aus Lock-In und mangelnder Innovation entstehenden Kosten reduziert werden. 

  

Die Motivation für die Be-

seitigung des Lock-In 
Die Motivation für politische Entscheidungsträger (und Investoren), die 

Risiken des Lock-in zu vermeiden, ist vielfältig: 

• sicherzustellen, dass die eigene Volkswirtschaft in einer klima-

neutralen Zukunft wettbewerbsfähig ist, 

• das Risiko von Stranded Assets zu begrenzen, 

• Besorgnis über eine "Kohlenstoffverstrickung", einen Prozess, 

durch den Regierungen so abhängig von Renten aus Produk-

tion und Vertrieb fossiler Ressourcen werden, dass sie sich den 

Bemühungen, diese zu begrenzen, widersetzen, sowie 

• sicherzustellen, dass Entscheidungen über die Infrastruktur das 

Erreichen von Klimaschutzzielen gewährleisten. 

Strategien zur Überwin-

dung 
Wenn in Österreich langfristige Strategien abgewogen werden, ist es 

daher wichtig, neben dem Aufbau einer kohlenstoffarmen Wirtschaft 

darauf zu achten, jedenfalls neue fossile Abhängigkeiten zu vermeiden 

und Schritte zu setzen, die bereits entstandenen Abhängigkeiten zu ver-

ringern. 

Erstens: Keinen weiteren 

Schaden anrichten 
Der einfachste Weg, Abhängigkeiten zu verringern, besteht darin, neue 

kohlenstoffreiche Entwicklungen von vornherein zu vermeiden. In lang-

fristigen Strategien gilt es zudem, die Verlagerung – weg von neuen In-

vestitionen in kohlenstoffintensive Industrien – in einem mit dem Pariser 

Klimaabkommen kompatiblen Zeitrahmen zu planen. Langlebige fos-

sile Infrastrukturen gilt es ebenso zu vermeiden wie Technologien, bei 

denen weitere Investitionen nur kohlenstoffintensive Institutionen stär-

ken würden anstatt notwendige kohlenstoffarme Alternativen [76]. 

Zweitens: Strategische 

Ziele gemeinsam mit den 

Betroffenen in Pläne über-

führen 

Den Ausstieg aus kohlenstoffintensiver Produktion zu planen und umzu-

setzen kann sorgfältige Konsultationen mit den Betroffenen und Interes-

sengruppen erfordern, um sicherzustellen, dass Pläne und Maßnahmen 

auch umsetzbar sind. 

Beispielhaft für eine solche grundlegende Strategie sei hier auf das ös-

terreichische Regierungsprogramm 2020-2024 verwiesen (S. 117): „Um-

fassende, sektorübergreifende Klima- und Kreislaufwirtschaftsstrategie 

mit prioritärer Ausrichtung auf die besonders energie- und emissionsin-

tensiven Sektoren Stahlerzeugung, Chemie und Zement sowie die Ab-

fallwirtschaft. Sie orientiert sich einerseits an den Pariser und europäi-

schen Klimazielen, andererseits an der EU Circular Economy Strategy 
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und dem EU Circular Economy Action Plan. Die zentrale Herausforde-

rung besteht in der Technologieentwicklung in Richtung industrieller 

Skalierung und Umsetzung neuer, CO2-armer bzw. CO2-zirkulärer Pro-

zesstechnologien sowie deren wirtschaftlicher Darstellbarkeit. Die sek-

torübergreifende Koppelung von Klima- und Kreislaufwirtschaftsstrate-

gie erfordert eine rasche Transformation des Energiesystems hin zu ge-

samtsystemischer Energieeffizienz und zu erneuerbaren Energietechno-

logien bei gleichzeitigem Erhalt internationaler Wettbewerbsfähigkeit, 

nachhaltiger Standortsicherung und der Positionierung Österreichs als 

internationaler Vorreiter.“ 

Drittens: Maßnahmen um-

setzen 
Die richtigen Preissignale im Markt wirksam werden zu lassen ist zentral. 

Insbesondere eine zu niedrige Bepreisung von Emissionen verzerrt nicht 

nur die aktuellen Input- und Output-Entscheidungen von Unternehmen 

und Verbrauchern, sie beeinflusst auch Entscheidungen mit Bedeutung 

für den technologischen Wandel. In anderen Worten: Ein Anreiz für eine 

kohlenstoffintensive Wirtschaft ist das Fehlen von Kosten- bzw. Preissig-

nalen für die Umweltqualität. Sobald dieses Preissignal sichtbar wird, ist 

es für Unternehmen und Haushalte sinnvoll, nicht nur ihr Verhalten auf 

der Grundlage der vorhandenen Technologie zu ändern, sondern 

auch neue umweltfreundliche Technologien und Verhaltensweisen zu 

entwickeln. Dementsprechend wird der technologische Wandel in 

diese Richtung entwickelt und es ist sinnvoll, auch die Anreizstrukturen 

zu setzen, die diesen Wandel beeinflussen [77, 78]. Wenn die öffentli-

chen Einnahmen aus einer solchen Bepreisung zudem noch für zielge-

richtete Bonusprogramme für technologische Entwicklungen (Unter-

nehmen) oder Aufbau von energieeffizienten Strukturen (Haushalte) 

eingesetzt werden, kann das die Wirkung vervielfachen. 

Die Bedeutung von Preis-

signalen in den drei Pha-

sen der Innovationsent-

wicklung 

Das Fehlen geeigneter Anreize hingegen in diesem Prozess des techno-

logischen Wandels kann die Umstellung auf neue Technologien und 

Verhalten weiter erschweren. Zum Beispiel könnten Erfinder nicht genü-

gend Anstrengungen in die Entwicklung neuer Modelle investieren, die 

weniger umweltschädlich sind. Dies gilt nicht nur für Forschung und Ent-

wicklung (F&E) in großen Unternehmen, sondern auch für Einzelerfinder. 

Auch in der zweiten Phase der Entwicklung, der Innovationsphase, 

wäre es für neue grüne Ideen schwierig, sich zu neuen Technologien 

oder Produkten zu entwickeln, die in der Welt Anwendung finden sol-

len. Dasselbe gilt für die dritte Phase, in der neue Ideen normalerweise 

festen Boden erreichen. In dieser Phase verbreiten sich neue Technolo-

gien in der Regel in der gesamten Gesellschaft und werden in großem 

Umfang umgesetzt – ohne adäquate Bepreisung ist dies weitaus 

schwieriger [79]. 

Bepreisung und Innovati-

onsforcierung 
Für den Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft im umfassenden Sinne 

des Green Deal der Europäischen Kommission [80, 81] sind somit als 

zentrale Maßnahmen zu sehen:  

• Reform kontraproduktiver Unterstützungsmaßnahmen 

• CO2-Bepreisung 

• Forschungs- & Entwicklungs- sowie Investitionsunterstützungen 

Technologische Vorreiter-

position Österreichs im 

Bereich Schienentechno-

logien 

Aus einer Verschränkung der Analyse technologischer Vorteile 

(überdurchschnittliche Anzahl an Patenten) und Außenhandels-

Wettbewerbsfähigkeit (überpropotionales Export/Import Verhältnis) 

lassen sich – wie in Abbildung 7 für den Verkehrsbereich dargestellt – 

jene Subfelder identifizieren, für die Österreich in beiden Dimensionen 

Vorreiter ist, also eine Stärke besitzt. Beispielhaft ist im Verkehrsbereich 

Österreich Vorreiter am Weltmarkt im Feld Schienentechnologien und  

-fahrzeuge. Die Entwicklung von Verbrennungskraft-Fahrzeugen weist 
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noch leichte Vorteile auf, Hybrid- und Batterie-elektrischen Fahrzeugen 

mangelt es vergleichsweise an technologischer Entwicklung im Inland 

(Stand in der Analyseperiode 2010-2014). Solch orientierte 

Technologieanalysen erlauben die Identifikation von bereits vorhan-

denen Stärkefeldern, aber auch von Bedrohungen, die abgewendet 

werden können, und von potenziellen Chancen, die sich zudem 

anbieten als Felder besonders attraktiver Innovationen. 

 

 

Abbildung 7: Relative Technologische (RTA) und Außenhandels-kompetitive (RCA) Vorteile 

Österreichs in Verkehrstechnologien. Anm.: Relative technological advantage (RTA) nach Pa-

tentanalyse OECD-Datenbank, Relative comparative advantage (RTA) nach SITC Außenhan-

delsdatenbank. Quelle: Vogel und Geiger (2019) [82]. 
 

Synergie von Nachhaltig-

keits- und ökonomischer 

Innovation auch auf der 

Unternehmensebene 

Die Stärkung von Anreizen zu klima- und umweltorientierter Innova-

tion im wirtschaftspolitischen Rahmen unterstützt die ökonomische 

Entwicklung auch auf der Unternehmensebene – quer über die Sek-

toren. Empirische Studien zeigen regelmäßig, dass nachhaltigkeits-

bezogene Innovationsleistungen einen signifikant positiven Einfluss 

auf den wirtschaftlichen Innovationserfolg haben (z.B. [83]). Das 

Vorliegen von Synergien auf der Ebene des Innovationsportfolios 

sollte damit auch auf der Unternehmensebene dazu motivieren, 

nachhaltigkeitsbezogene und wirtschaftsbezogene Innovations-

ziele gleichzeitig zu verfolgen. 
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10 Chancen und Risiken der Klimapolitik für den 

Finanzsektor 

Kosten im Finanzsektor durch fehlende Signale der Klimapolitik 

Klimarelevante Risiken stellen den Finanzsektor vor beträchtliche Herausforderungen, gilt es 
doch, diese Risiken adäquat zu erfassen und in Finanzierungs- wie Investitions-
entscheidungen entsprechend zu berücksichtigen. Der Klimawandel bzw. der politische 
Umgang mit diesem erfordert aus diesem Grund in vielen Fällen eine Neubewertung von 
Investionen, insbesondere solchen in emissionsintensive Sektoren. Das damit verbundene 
potenzielle Risiko von Stranded Assets (überraschende Abwertungen von Vermögens-
positionen) ist stark von der Klimapolitik abhängig. 
Strikte und konsistente politische Vorgaben in Richtung einer raschen Dekarbonisierung des 
Wirtschaftssystems (etwa durch eine langfristige Verpflichtung zur Kohlenstoffpreisgestaltung) 
ermöglichen es dem Finanzsektor, den notwendigen Ausstieg aus fossilen Brennstoffen zu 
erkennen und so Klimarisiken in Finanzierungs- und Investitionsentscheidungen ent-
sprechend zu berücksichtigen. Eine zunehmende Anzahl an Marktakteuren hat aus diesem 
Grund begonnen, sich von Investments in Industrien mit hohem Verbrauch an fossilen 
Brennstoffen zu trennen (Divestment) und ihre Kapitalflüsse in nachhaltige Investitionen zu 
transferieren. Zögerliche oder unklare Signale der Klimapolitik können indes die Gefahr von 
Stranded Assets und davon ausgehenden systemischen Risiken im Finanzsektor deutlich 
erhöhen. 

  

Risiko substantieller Ab-

wertung von Vermögen, 

die auf fossilen Techno-

logien basieren 

Die Transition auf ein emissionsarmes, ressourcenschonendes Wirt-

schaftssystem hat für das Finanzsystem beträchtliche Auswirkungen. 

Ausgangspunkt ist zunächst die von Finanzanalysten und Investment-

banken angestoßene Diskussion über eine Kohlenstoffblase (Carbon 

Bubble). In Anlehnung an die Erfahrungen bezüglich spekulativer Preis-

blasen auf Immobilien-, Rohstoff- oder Aktienmärkten (Stichwort Dot-

Com Bubble) versteht man unter einer Carbon Bubble die sukzessive 

Überbewertung von Unternehmen, deren Geschäftsmodelle direkt 

oder indirekt und vorwiegend auf der Verarbeitung, Verwertung oder 

Nutzung fossiler Energieträger basieren. Die blasenähnliche Entwick-

lung der Marktpreise derartiger Unternehmen resultiert daraus, dass ein 

Gutteil der prinzipiell nutzbaren Erdöl-, Erdgas- und Kohlevorkommen 

ökonomisch nicht verwertet werden darf, wenn das 2-Grad-Ziel der in-

ternationalen Klimapolitik erreicht werden soll, dieser Effekt jedoch 

(noch) nicht ausreichend in der Ertragskraft und damit den Marktwer-

ten der betroffenen Unternehmen berücksichtigt ist.  

Vorausschauende, kon-

sistente Klimapolitik stellt 

für den Finanzsektor ein 

Signal zur adäquaten Er-

fassung und Bepreisung 

von Klimarisiken im Zuge 

von Finanzierungs- und 

Investitionsentscheidun-

gen dar 

Die Bewertung derartiger als Stranded Assets bezeichneter Reserven 

und Technologien – und damit die Bewertung der Unternehmen, die 

über diese verfügen – ist zentral vom künftig eingeschlagenen Pfad der 

Klimapolitik abhängig. Eine rasche und konsequente Transition auf eine 

dekarbonisierte Wirtschaftsweise (Low-Carbon Breakthrough) führt zu 

einer unmittelbaren Abwertung fossiler Reserven und der damit in Be-

ziehung stehenden Assets. Verbunden damit ist ein entsprechender 

Rückgang der Investitionstätigkeiten in diesem Bereich (Divestment). 

Mercure et al. [84] führen aus, dass Stranded Assets in kohlenstoffinten-

siven Wirtschaftssektoren aufgrund der bereits eingeschlagenen Tech-

nologiepfade für erneuerbare Energien und entsprechende Preissen-

kungen sehr wahrscheinlich sind, zumal viele Investitionen in diesen Sek-
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toren eine lange Lebensdauer aufweisen (man denke etwa an die Er-

richtung eines Gaskraftwerkes oder einer Pipeline). Gleichzeitig stellt 

eine konsequente Klimapolitik für den Finanzsektor als Intermediär ein 

klares Signal dar, Klimarisiken in Bewertungsmodellen adäquat zu erfas-

sen und im Zuge von Finanzierungs- und Investitionsentscheidungen wie 

auch bei der Produktgestaltung entsprechend zu berücksichtigen. Für 

Investoren werden so ökonomische Anreize geschaffen, ihre Vermö-

gensverteilung (Asset Allocation) in Richtung klimafreundlicher Kapital-

anlagen zu verändern und damit Kapital für notwendige Investitionen 

für eine treibhausgasarme Wirtschaftsweise zu allozieren. 

Ein fossiler Lock-In (etwa in Folge unklarer Signale der Politik hinsichtlich 

der künftigen Klimastrategie) bewirkt hingegen weitere Investitionen in 

die Exploration und Nutzung fossiler Energieträger, da die Realisation 

von Stranded Assets ungewiss erscheint und Klimarisiken in Finanzie-

rungs- und Investitionsentscheidungen nicht entsprechend eingepreist 

werden. Eine dann erst in Zukunft umgesetzte abrupte Abkehr von fos-

silen Energieträgern würde zu einer starken Abwertung dieser Assets 

führen und damit die Marktwerte der betroffenen Unternehmen stark 

verringern. 

Die Transformation in Richtung eines dekarbonisierten Wirtschaftssys-

tems verursacht demnach unweigerlich Verwerfungen an den Finanz-

märkten, deren Ausmaß jedoch zentral von der Konsequenz und Strin-

genz der Klimapolitik abhängig ist. Zahlreiche Autoren (z. B. [84–88]) be-

tonen in diesem Zusammenhang, dass das Risiko von Stranded Assets 

durch eine langfristige, konsistente Klimapolitik verringert werden kann, 

die es den Finanzmarktakteuren ermöglicht, den bevorstehenden Aus-

stieg aus fossilen Brennstoffen zu erkennen (etwa durch eine langfristige 

Verpflichtung zur Kohlenstoffpreisgestaltung) und in ihrer Portfolio-Zu-

sammensetzung (Asset Allocation) zu berücksichtigen. Zahlreiche 

Marktakteure haben aus diesem Grund begonnen, sich von Industrien 

mit hohem Verbrauch an fossilen Brennstoffen zu trennen (Divestment), 

während klare Signale der Klimapolitik anderen Sektoren, die auf diese 

Industrien angewiesen sind, einen zeitlichen Rahmen schaffen, um koh-

lenstoffarme Alternativen zu entwickeln. 

Finanzrisiken durch Ausgesetzt-Sein gegenüber „Stranded Assets“ 

Rund ein Viertel der globalen Energiereserven ist im Besitz privater Unternehmen. Deren 
Kapitalgeber sind demnach unmittelbar dem Risiko einer Klimapolitik-bedingten Neu-
bewertung fossiler Energieressourcen und damit einer Carbon Bubble ausgesetzt. 
 

Ausmaß des Risiko-

Exposure  
Rund ein Viertel der globalen Energiereserven ist gemäß Weyzig et al. 

[88] im Besitz privater Unternehmen. Deren Kapitalgeber sind demnach 

unmittelbar dem Risiko einer Klimapolitik-bedingten Neubewertung fos-

siler Energieressourcen und damit einer Carbon Bubble ausgesetzt. Das 

sind einerseits private, andererseits vor allem aber auch Institutionelle 

Investoren wie Banken, Versicherungen, Pensionskassen, betriebliche 

Vorsorgekassen und Investmentfonds. An Finanzierungsinstrumenten 

kommen sowohl Eigen- (vor allem Aktien) als auch Fremdkapitalinstru-

mente (Anleihen, Kredite) in Frage. Battiston et al. [85] führen in diesem 

Zusammenhang aus, dass vor allem Pensionskassen und Investment-

fonds überwiegend durch Eigenkapitaltitel als Finanzierer von Klimapo-

litik-relevanten Sektoren auftreten, während Banken primär als Kredit-

geber und damit Gläubiger der betreffenden Unternehmen fungieren. 
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Weyzig et al. [88] ermitteln auf Basis von Modellrechnungen und Daten 

aus dem Jahr 2012 ein geschätztes Gesamtexposure von in der EU do-

mizilierten Finanzinstitutionen gegenüber Unternehmen der betroffe-

nen Sektoren in Höhe von € 260-330 Mrd. (rund 5% der gehaltenen As-

sets) für Pensionsfonds, € 300-400 Mrd. (4% des Gesamtvermögens) für 

Versicherungsgesellschaften und € 460-480 Mrd. (1,4% des Gesamtver-

mögens) für Banken. Auf diese Zahlen aufsetzende Risikomodelle (z. B. 

Value-at-Risk) erscheinen indes problematisch, da die Wahrscheinlich-

keitsfunktionen zukünftiger Asset Returns von der Unsicherheit über die 

künftige Klimapolitik stark beeinflusst werden [85].  

Überdies gilt es zu beachten, dass die genannten Zahlen nur die direk-

ten Exposures der Finanzinstitutionen gegenüber Unternehmen aus 

kohlenstoffintensiven Sektoren umfassen. Tatsächlich gilt es noch be-

trächtliche Zweitrundeneffekte zu berücksichtigen, die vor allem durch 

die starken Interaktionen zwischen den Finanzinstitutionen am soge-

nannten Interbankenmarkt entstehen. Über diesen Übertragungskanal 

sind selbst solche Finanzinstitutionen von einer Carbon Bubble betrof-

fen, die selbst nur ein geringes Exposure gegenüber Unternehmen z. B. 

der Öl- und Gasindustrie aufweisen. 

Die Risiken von Erst- und 

Zweitrundeneffekten sind 

sehr unterscheidlich ver-

teilt 

Für eine Stichprobe ausgewählter Banken in der EU zeigen Battiston et 

al. [85], dass die Verteilung zwischen Erst- und Zweitrundeneffekten bei 

den analysierten Banken sehr unterschiedlich ausfällt. Während bei-

spielsweise die Deutsche Bank oder die Nordea Bank überwiegend von 

Erstrundeneffekten betroffen wären, weisen etwa die Crédit Agricole 

oder auch die Raiffeisen Bank International ausschließlich Zweitrunden-

effekte infolge starker Verkopplung mit anderen Finanzinstitutionen auf. 

Für EU-Pensionsfonds beziffern die Autoren das direkte Exposure ge-

genüber kohlenstoffintensiven Sektoren mit etwa 8,3% ihrer gesamten 

Vermögenswerte, während indirekte Exposures durch Beteiligungen 

und Kredite an Investmentsfonds und Banken praktisch das gleiche Ni-

veau aufweisen (8%). 

Die Risiken auf 

Länderebene 
Auf Länderebene liegen bislang einige Untersuchungen hinsichtlich der 

spezifischen Auswirkungen von Stranded Assets auf Finanzinstitutionen 

und -märkte im Zusammenhang mit der Klimapolitik vor, so etwa für die 

Schweiz [69], Deutschland [89] oder Frankreich [90]. Für Österreich ha-

ben ESGplus, Günsberg Politik- und Strategieberatung und Green Al-

pha [91] das Carbon Exposure von Fonds österreichischer Kapitalanla-

gegesellschaften untersucht. Dabei zeigt sich, dass viele KAGs zwar ein 

breites Angebot an nachhaltigen Geldanlagen anbieten, jedoch nur 

von wenigen Gesellschaften Investitionen in Unternehmen mit fossilen 

Reserven als Nachhaltigkeitskriterium explizit berücksichtigt werden. 

Rund drei Viertel der untersuchten Fonds halten der Studie zufolge In-

vestments im Fossilbereich und sind demnach dem Risiko von Stranded 

Assets ausgesetzt. Für die zunehmend an Bedeutung gewinnenden 

passiv gemanagten Indexfonds (Exchange Traded Funds, ETF) gilt es zu 

berücksichtigen, dass diese häufig Benchmark-Indizes replizieren, in de-

nen kohlenstoffintensive Sektoren stark gewichtet sind. Die Branchen-

struktur des wichtigsten österreichischen Aktienindex ATX weist bei-

spielsweise einen Anteil von Öl- und Gasunternehmen von 15% auf. 

Eine quantitative Einschätzung der Exponiertheit aller österreichischen 

Finanzinstitutionen, insbesondere der Banken, gegenüber einer Carbon 

Bubble liegt bislang nicht vor.  

Stranded Assets sind 

bereits Realität  
Das Risiko von Stranded Assets im Zusammenhang mit Investitionen in 

fossile Unternehmen (Öl, Gas und Kohle) und kohlenstoffintensive Ver-
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mögensanlagen lässt sich aus Abbildung 8 ablesen. Diese zeigt die zeit-

liche Entwicklung des STOXX EURO 600 (umfasst die Aktien von 600 Un-

ternehmen aus 17 europäischen Staaten) im Vergleich zum Sektor-In-

dex STOXX EURO 600 Öl & Gas (22 Unternehmen) für den Zeitraum 

31.12.2005 bis 15.5.2020. Zur besseren Vergleichbarkeit der zeitlichen 

Dynamik sind die Werte der beiden Zeitreihen normiert auf den jeweili-

gen Wert am 31.12.2005 (= 100) dargestellt. Bei den Zeitreihen handelt 

es sich jeweils um Performance-Indizes, bei denen im Gegensatz zu rei-

nen Preis-Indizes zusätzlich auch die Dividendenzahlungen und Bezugs-

rechte der in ihnen enthaltenen Unternehmen berücksichtigt werden. 

Damit gibt ein Performance-Index Auskunft über die vollständige Wert-

entwicklung (total return) eines Portfolios. Es zeigt sich, dass Gesamtin-

dex und Öl/Gas-Sektorindex bis etwa 2012 eine sehr ähnliche Entwick-

lung aufweisen, in den Folgejahren jedoch insofern deutlich auseinan-

derlaufen als dass der fossile Sektorindex eine deutliche Underperfor-

mance gegenüber dem Gesamtmarkt aufweist. Per 15.5.2020 verzeich-

net der Öl/Gas-Sektorindex gegenüber seinem Ausgangsniveau Ende 

2005 einen Rückgang im total return von rund 4%, das heißt Investoren 

haben in diesem Sektor selbst unter Berücksichtigung aller im Untersu-

chungszeitraum erfolgten Ausschüttungen im Schnitt eine negative 

Rendite erzielt. Für den Gesamtindex ergibt sich über den gleichen Zeit-

raum indes ein positiver total return von 74%. Die Abbildung zeigt über-

dies die massiven unmittelbaren Auswirkungen der COVID-19-Pande-

mie auf die Marktwerte der größten europäischen Aktiengesellschaf-

ten. So verzeichnet der Gesamtindex zwischen 19.2. und 15.5.2020 ei-

nen Rückgang um rund 23%, der Öl/Gas-Sektorindex sogar einen Rück-

gang um rund 33%. Unabhängig von diesen kurzfristigen massiven Kurs-

einbrüchen bleibt jedoch die zentrale Erkenntnis, dass Investoren in der 

Vergangenheit bereits beträchtliche Verluste infolge von Stranded As-

sets bei fossilen Unternehmen hinnehmen mussten.  

 

Abbildung 8: Vergleich der Performance Entwicklung (total return) des STOXX EURO 600 sowie 

des Sektor-Index STOXX EURO 600 Öl & Gas (22 Unternehmen). Werte sind normiert auf den 

Startwert am 30.12.2005 (= 100). Untersuchungszeitraum: 30.12.2005 – 15.5.2020. Datenquelle: 

Refinitiv Datastream 
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Klimawandelfolgen und Herausforderungen für den Finanzsektor 

Nicht nur Investitionen in kohlenstoffintensive Projekte gefährden das Finanzkapital, sondern 
auch die direkten Folgen des Klimawandels. Die diesbezüglichen Vorbereitungen des Finanz-
sektors stehen erst am Anfang. 

  

Klimawandelfolgen und 

der Finanzsektor  
Nicht nur Investitionen in kohlenstoffintensive Projekte gefährden das 

Finanzkapital, sondern auch die direkten Folgen des Klimawandels. 

Eine Abschätzung zeigt, dass bis Ende des Jahrhunderts durchschnitt-

lich knapp 2% des globalen Finanzkapitals gefährdet sein könnten. Die 

Bandbreite der Auswirkungen ist jedoch groß: beim 99. Perzentil wären 

die Schäden fast 17% [92]. 

Während sich der Finanzsektor zunehmend mit der Problematik von 

Stranded Assets und den daraus resultierenden finanzwirtschaftlichen 

Risiken auseinandersetzt, sind Vorbereitungen gegenüber Klimawan-

delfolgen erst relativ am Anfang [93, 94] . Die Task Force on Financial 

Disclosure erarbeitete daher Empfehlungen, wie diese physischen Risi-

ken in das Risikomanagement von Unternehmen einbezogen werden 

können [95, 96]. Diese wurden von der Europäischen Kommission als 

Richtlinien herausgegeben [97]. 
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Anhang 

A.1. Klimawandelfolgekosten in Österreich 

Zu den Klimawandelfolgekosten in Österreich liegt eine umfangreiche Literatur vor. Auf Basis 

der dadurch vorliegenden sektoralen Wirkungsmodelle wurden diese in Steininger et al. (2015) 

[8] erstmals in ein konsistentes Gesamtsystem zusammengeführt, um für gemeinsam definierte 

Szenarien auch über die Schadensbereiche vergleichbare und konsistente Aussagen zu er-

möglichen. In der vorliegenden Analyse wird insbesondere auf Steininger et al. (2015) zurück-

gegriffen. Wie in der ersten Fußnote des Kapitels erläutert, sind alle € Werte daraus auf die Preis-

basis 2019 aktualisiert. 

Tabelle A1.1 führt beispielhaft identifizierte Wirkungsketten aus jedem der Bereiche an, die 

bereits monetär quantifizierten sind darin durch Fettsetzung markiert. 
 

Gebäude 

[1] Verringerter Energiebedarf in Heizperiode 

[2] Erhöhter Energiebedarf in Kühlperiode 

[3] Geringerer Komfort in Gebäuden durch Sommerhitze ohne Kühlmöglichkeit 

Landwirtschaft 

[4] Höheres Pflanzenwachstum durch längere Vegetationsperiode 

[5] Ernteausfälle durch häufigere Dürren 

[6] Begrenzte Wasserverfügbarkeit als limitierender Faktor 

[7] Pflanzenbefall durch Schädlinge, Krankheiten und Unkräuter 

Forstwirtschaft 

[8] Höheres Waldwachstum durch längere Vegetationsperiode 

[9] Verringertes Waldwachstum durch längere Trockenperioden 

[10] Höhere Anfälligkeit für und Verbreitung von Borkenkäfer 

[11] Erhöhte Anzahl von Sturmereignissen 

Energiewirtschaft 

[12] Veränderte Wasserführung für Wasserkraftwerke 

[13] Änderung Elektrizitätsmix aufgrund saisonal veränderten Nachfrageprofil 

[14] Verringerte Kühlwasserverfügbarkeit durch veränderte Wasserführung und -temperatur 

[15] Höheres Risiko von Stromausfällen durch Verschiebung Lastenprofil und Extremereignisse 

Katastrophenmanagement 

[16] Gebäudeschäden durch häufigere Fluss-Hochwässern 

[17] Infrastrukturschäden durch häufigere Fluss-Hochwässern 

[18] Höherer Arbeitsbedarf für Katastrophenhilfskräfte 

[19] Erhöhte Anzahl von Sturmereignissen 

Tourismus 

[20] Veränderte Übernachtungszahlen durch veränderte Niederschläge und Temperatur 

[21] Veränderte Übernachtungszahlen durch veränderte Schneesituation 

[22] Veränderte Verfügbarkeit von für Tourismus wichtigen Umweltressourcen 

[23] Geschäftsunterbrechungen durch häufigere Extremereignisse 

Andere 

[24] Verringerte Arbeitsproduktivität durch höhere Temperaturbelastung 

[25] Häufigere Verkehrsunterbrechungen aufgrund von Extremereignissen 

[26] Wiederherstellungskosten von Wasserver- und entsorgung nach Überflutungen 

[27] Verringerter Städtetourismus aufgrund Hitzebelastungen in Sommermonaten 

Gesundheit 

[28] Vorzeitige Todesfälle durch Hitze 

[29] Verletzungs- und Todesfälle durch Extremereignisse (Hochwasser) 

[30] Wasser- und Lebensmittelübertragene Krankheiten 

Ökosysteme und Biodiversität 

[31] Verringerte Schädlingskontrolle durch verschobene Arteninteraktion 

[32] Verringerte Bestäubungsleistung aufgrund veränderter Temperatur- und Niederschlagsmuster 

[33] Lokaler Artenverlust durch Temperatur und Niederschlagsänderungen 

Tabelle A1.1: Auszug aus identifizierten Wirkungsketten; fett hervorgehobene wurden monetär 

quantifiziert. Quelle: Steininger et al. (2015). 
 

Zu zukünftigen Gefahren durch auftauende Permafrostböden: Durch den Klimawandel tauen 

Permafrostböden auf, die seit vielen Tausenden von Jahren gefroren sind [98]. Die Klimaerwär-
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mung kann selbst in der Arktis das Risiko eines Auftretens von Zoonosen aufgrund der Ausdeh-

nung der Vektorlebensräume bzw. der verbesserten Überlebenschancen der Vektoren erhö-

hen [99]. Als Folge des Schmelzens des Permafrosts könnten theoretisch die Überträger tödli-

cher Infektionen des 18. und 19. Jahrhunderts zurückkehren, im Permafrost enthaltene Krank-

heitserreger wie die Pocken [84] oder die Influenza von 1918 [100] können Ausgangspunkt für 

kommende Pandemien sein. Im Permafrost könnten sogar Viren aufzufinden sein, die bereits 

beim Homo neanderthalensis (siedelte in Sibirien) zu Infektionen geführt haben. Der Permafrost 

stellt aufgrund von Temperatur- und Sauerstoffverhältnissen ein optimales Habitat für Bakterien 

und Viren dar. Zudem ist es Forschern gelungen, tausende Jahre alte Pilze, Bakterien und auch 

Viren in vitro zu rekultivieren [101–103]. 

A.2. Folgekosten durch klimawandelbedingte Ereignisse in 

anderen Ländern 

Die in Kapitel 4 beschriebenen globalen Unterschiede der Betroffenheit von Klimawandelfol-

gen werden hier näher ausgeführt. Besonders vulnerable Länder liegen in der Nähe des Äqua-

tors, wo vor allem steigende Temperaturen ein großes Problem darstellen. In weiten Teilen Afri-

kas und Zentralamerikas drohen Landschaften zu versteppen oder gar zu verwüsten, einherge-

hend mit drastischen Folgen für die Landwirtschaft und somit der Lebensgrundlage von Millio-

nen von Menschen [104, 105]. Als Folgen der Abnahme von kalten Perioden und dem Anstieg 

von warmen Perioden sind außerdem verstärkt Hitzewellen, ein Anstieg der Sterblichkeitsrate 

und der Anfälligkeit für Krankheiten in Europa, Asien und Australien sowie in Nordamerika zu 

erwarten. Auch die veränderte Verfügbarkeit von Wasser trägt maßgeblich zur Vulnerabilität 

eines Landes bei und betrifft unter anderem Südamerika, den arabischen Raum, Teile Afrikas 

und Australien. [69] Aufgrund veränderter Niederschlagsmuster ist Wasserknappheit aber auch 

in europäischen Regionen zu erwarten. (ISIMIP Impact-Modelldaten [106]) Ebenso einen we-

sentlichen Beitrag zur Vulnerabilität leistet der Meeresspiegelanstieg; Hotspots sind hierbei Insel-

staaten wie die Marshallinseln, Kiribati oder die Malediven. Jedoch sind auch Festlandregionen 

mit langen Küstenlinien den Gefahren eines Meeresspiegelanstiegs ausgeliefert, was sich be-

sonders bei südostasiatischen Ländern zeigt [107, 108]. 

Mit Blick auf Europa sind die zukünftigen Vulnerabilitäten laut ND-GAIN eher als gering einzu-

schätzen [21]. Eine wichtige Einschränkung stellt hier jedoch die unzureichende Erfassung der 

Veränderungen von Frequenz und Intensität von Extremwetterereignissen in den Modellen, die 

dem Index zugrunde liegen, dar. So waren in den letzten 20 Jahren beispielsweise die wichtigen 

Handelspartner Deutschland und Italien sehr stark von Extremwetterereignissen wie Hitzeperio-

den oder Überflutungen betroffen [109]. 

A.3. Umwelt- und klimaschädliche Fördermaßnahmen 

Die erste umfassende Quantifizierung der umweltschädlichen Fördermaßnahmen in Österreich 

wurde auf Basis der Abgrenzung der OECD für umweltkontraproduktive Regulierungen in Land-

wirtschaft, Energie und Verkehr in den frühen 2000ern durchgeführt und für die Bereiche Energie 

und Verkehr im Jahr 2004 publiziert [72]. Für den Bereich Verkehr identifizierte diese Studie ein 

Fördervolumen von zumindest (untere Schranke) 14,8 bis 15 Mrd. Euro pro Jahr. Für einen Teil 

der Förderungen in den Bereichen Energie und Verkehr quantifizierte eine Studie[73], die im 

Jahr 2016 erschien, ein Volumen (als obere Schranke) von (je nach Annahme) 4 bis 4,9 Mrd. 

Euro pro Jahr (wie in der Studie selbst angegeben, zu Preisen 2016, waren dies 3,8 bis 4,7 Mrd. 

Euro). Darin enthalten ist auch ein umweltkontraproduktives Förderelement durch die ord-

nungsrechtliche Stellplatzverpflichtung, das mit 120 bis 542 Mio. Euro jährlich (zu Preisen 2016 

waren dies 114 bis 517 Mio. Euro) quantifiziert wird. Abseits dieses Förderelements sind alle an-

deren in dieser Studie enthaltenen Elemente direkt wirksam für öffentliche Budgets (in Form 

verringerter Einnahmen oder erhöhter Ausgaben). Diese Summe (als untere Schranke) beläuft 

sich auf jährlich 3,9 bis 4,4 Mrd. Euro. 

 

https://www.br.de/themen/wissen/wueste-ausbreitung-desertifikation-verwuestung-100.html
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